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Veiderſeits der Wilhelmſtraße. 


Noch keine Löſung der preußiſchen 
Regierungsfrage. 

Aus Berlin wird uns geſchrieben: 

Über den Empfang des Reichstagspräſidenten Goering 

und des preußiſchen Landtagspräſidenten Kerrl beim 
Reichspräſidenten von Hindenburg in Gegenwart des 
Reichskanzlers von Schleicher wird zwar von amt⸗ 
licher Seite ſtrengſtes Stillſchweigen gewahrt, das kann 
aber nicht verhindern, daß man über die Umſtände dieſer 
Beſprechung ebenſo Beſcheid weiß, wie man das Ergebnis 
mit großer Sicherheit vermuten kann. Die Preußen⸗ 
frage ſtand zur Ausſprache. Die Regierenden im Reiche 
müſſen, nachdem ‘fie einmal die Führung Preußens in die 
Sand genommen haben, dieſen Komplex mitſchleppen, 
wollen ſie nicht, daß der unerwünſchte Zuſtand des Dualis⸗ 
mus wieder eintrete. Der Dualismus iſt wohl durch das 
Eingreifen Papens überwunden; aber die Bereinigung des 
Verhältniſſes zwiſchen dem Reiche und dem größten 
Bundesſtaate ift auf halbem Wege ſtecken geblieben. Das 
Ziel iſt in unſichtbare Ferne entſchwunden, ſeit Papen und 
Ganr gingen und Schleicher und Bracht, in einem beſſeren 
zerhältnis zu den Parteien, ihr Erbe antraten. 
Denn für die Parteien iſt Preußen noch immer ein 
ſehr verlockender Braten, auf den fie nicht widerſtandslos 
zugunſten einer „autoritären“ Reichsregierung verzichten. 
Schon der Schwebezuſtand des Kommiſſariats iſt ihnen 
wertvoll als Druckmittel auf die Regierung. Seine 
Duldung ſchließt, wie jetzt die Dinge noch liegen, die 
Duldung des Kabinettes ein; mit Preußen kann man 
drohen, mit Preußen Zuſagen abnötigen. Wäre das 
von Papen und Gayl begonnene Reſormwerk zu Ende ge- 
führt, jo wäre die Führung Preußens unmittelbar an das 
Reichskabtnett gebracht und in ſtarkem Maße dem preußi⸗ 
iden Parlamente entzogen. Der Preis, Preußen 3%, 
beſitzen, lockt jo ſehr, daß immer wieder, trotz aller Rück 
ſchläge und Enttäuſchungen, die Regierungsanwärter, die 
Parteien der Nationalſozialiſten und des Zentrums, ſich 
zuſammenfinden, um in Preußen wieder parlamentariſche 
Zuſtände zu ſchaffen. Aber die Miniſterpräſidentenwahl 
im Preußiſchen Landtag iſt niemals über den erſten Anlauf 
hinausgekommen. Es haftet ſo viel Erdbebengefahr an 
dieſom Schritt, und es ift immer noch ſo viel Mißgunſt 
und Mißtrauen auf dem Wege zur Verwirklichung der 
ſchwarz⸗braunen Koalition, daß die angeſtrengteſte Arbeit 
das gemeinſame Werk nicht weiter bringt, daß hoffnungs⸗ 
volle Anſätze immer wieder zerſchlagen werden. 

Man iſt ſich in Preußen darüber im Klaren, daß 
eine Regierung nur in übereinſtimmung mit der anderen 
Seite der Wilhelmſtraße, mit dem Reiche, gebildet wer⸗ 
den kann. Sollten darüber noch etwaige Zweifel beſtanden 
haben, ſo dürften ſie in der letzten Unterredung der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Parlamentspräſidenten mit Hindenburg und 
Schleicher weggeräumt worden fein. Hindenburg dürfte 
ſeinen Beſuchern geſagt haben, daß ein Konflikt zwiſchen 
Preußen und dem Reiche auf jeden Fall vermieden werden 
müſſe und daß zur Sicherung dieſer Forderung vorerſt 
eine Aufhebung des Reichskommiſſariats nicht angebracht 
erſcheine. í 

Die Preußenfrage dürfte damit im Grunde über 
die Weihnachtsferien hinaus vertagt worden 
ſein. Die Kandidatur Goerings auf den Poſten des 
preußiſchen Miniſterpräſidenten findet jedenfalls auf der 
anderen Straßenſeite entſchieden weniger Beifall als die 
abgetane Kandidatur Straſſer. Im Zuſammenhang 
mit dieſem Kandidatenwechſel ſind vielfach Gerüchte 
über eine Kuliſſenarbeit Brünings gegen 
Schleicher verbreitet worden. Der Inhalt dieſes Ge⸗ 
redes trifft unſeres Wiſſens in keiner Weiſe zu. Nach dem, 
was uns bekannt iſt, haben ſich die Dinge wohl etwa jo 
abgeſpielt: Als auf Betreiben des Goebbelsflügels der 
Nationalſozialiſten die Anwartſchaft Straſſers immer 
mehr in den Hintergrund trat und an feiner Stelle 

vering präſentiert wurde, zeigten fih Kreiſe aus dem 
preußiſchen Zentrum bereit, dieje Wendung mitzumachen. 
Straſſer aber bedeutete eine Brücke über die Wilhelmſtraße, 
während man von Goering nur die Gegnerſchaft erwarten 
durfte. Im Reichszentrum regten ſich ſofort ſtärkſte Be⸗ 
denken gegen die Beteiligung an einem Kampfkabinett 
Goering und — es heißt: daß Kaas und Brüning die 
eifrigen Preußenunterhändler energiſch zurückgepfiffen 
ätten. Dieſer Einſatz der Führerautorität im Zentrum 
bedeutete ſelbſtverſtändlich nur eine Unterſtützung der 
eichsregierung. 

Dieſe Tatſache iſt von weſentlicher Bedeutung für die 
Erkenntnis der Stellung des Zentrums gegenüber der 
Regierung Schleicher. Man kann nach dieſen Vorgängen 
erwarten, daß in nächſter Zeit aus dem Zentrumslager 
er Reichsregierung keine beſonderen Schwierigkeiten ge⸗ 
macht werden, und daß man auch nicht die Preußenfrage 
gegen das Reichskabinett löſen will. Taktik gebietet aber 
auch den Nationalſozialiſten, vorerſt in Frieden 
mit der Regierung Schleicher zu leben. Einen offenen 
Kampf hätte die Partei ſelbſt mit in erſter Linie zu be- 
zahlen. Unter dieſem Geſichtswinkel darf man auch die 
fes de, die Hitler am Sonntag in Breslau hielt, ver⸗ 
pan, Er wiederholte feine Ausführungen in Dresden: 
r Anſpruch auf die Macht, auf die Aus ſchließlichkeit 
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bleibe beſtehen, im März werde die nationalſozialiſtiſche 
Partei dem Kabinett wieder in offener Feldſchlacht gegen⸗ 
überſtehen. Das lieſt man andersherum richtiger: Bis zum 
Frühjahre werden wir verſuchen müſſen, die Regierung 
Schleicher zu dulden und mit ihr auszukommen. 

Dieſe Haltung des Zentrums und der Nationalſozia⸗ 
liſten, bei denen merkliche Gegenſätze zwiſchen der Haltung 
im Reiche und in Preußen zu erkennen ſind, garantiert, 
da in jedem Falle auch hier das Reich die Vorhand vor 
Preußen haben ſollte, immerhin einen politiſch 
ruhigeren Verlauf des Winters; es beſagt aber 
auch, daß die jetzigen Zuſtände in Preußen noch nicht in 
nächſter Zukunft geändert werden. 

* 


Mit den Deutſchnationalen? 
Neue Verhandlungen um die Preußenregierung. 


Berlin, 15. Dezember. (Eigene Meldung.) Vor 
Beginn der geſtrigen Landtagsſitzung um 3 Uhr nachmittags 
verbreitete ſich im preußiſchen Parlamentsgebäude die 
Nachricht, die Nationalſozialiſten hätten fih mit den Denti- 
nationalen zu Verhandlungen zuſammengefunden. Dieſe 
Meldung erregte allgemeines Aufſehen; erfuhr man doch 
gleich mehr: Die Verhandlungen drehten ſich um die preu⸗ 
ßiſche Regierungsfrage. Der Landtagspräfident Kerr 
hatte die deutſchnationalen Abgeordneten Bord und 
von Winterfeld zu dieſer Beſprechung eingeladen. 
Kerrl hat ſeinen Beſuchern den Wunſch Hitlers mit⸗ 
geteilt, die Deutſchnationalen nunmehr an den bis⸗ 
her nur zwiſchen dem Zentrum und den Nationalſozia⸗ 
liſten gepflogenen Verhandlungen zu beteiligen. Was 
Kerrl den beiden weiter geſagt hat, was ſie ihm geantwortet 
haben, iſt nicht zu erfahren, da über die Ausſprache ſtreng⸗ 
ſtes Stillſchweigen gewahrt wird. 

Man darf mit ziemlicher Beſtimmtheit vermuten, daß es 
den Nationalſozialiſten darum geht, die Deutſchnatio⸗ 
nalen zu überreden, für ein etwaiges Kabinett einen 
Mann als Miniſter zu ſtellen. Dieſer Deutſchnationale 
könnte als Reichsminiſter am Kabinett Schleicher beteili 
werden, ſo daß die von Hindenburg gewünſchte Verbindun 
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zwiſchen Reichs: und Preußenregierung über dieje deutſch⸗ 
nationale Brücke hergeſtellt wäre. Die Nationalſozia⸗ 
liſten wären dann der Pflicht enthoben, einen ihrer 
Leute in die Reichsregierung zu entſenden; ſie brauchten 
ihren Grundſatz, daß eine nationalſozialiſtiſche Beteiligung 
an der Reichsregierung die Kanzlerſchaft Hitlers zur Vor⸗ 
ausſetzung habe, nicht zu brechen. f 5 
Das Zentrum hat zu dieſen Plänen noch nichts ge⸗ 
ſagt, weder Ja noch Nein. Die preußiſche Fraktion befaßte 
ſich geſtern morgen mit dieſen Dingen, ſie ſagt, ſie wolle 
vorerſt abwarten | Fein 
Laſſen ſich die fo begonnenen Verhandlungen durch⸗ 
führen, ſo wäre die preußiſche Regierungsfrage auf eine 
gang neue Grundlage geſtellt. Man kann aber 
keinesfalls erwarten, daß die Löſung noch in dieſem Jahre 
gefunden wird. 5 85 
Ablage der Deutſchnationalen an Kerrl, 


Berlin, 15. Dezember. (Eigene Drahtmeldung.) 
Der Vorſitzende der deutſchnationalen Landtagsfraktion Dr. 
von Winterfeld hat heute — wie die Fraktion mit⸗ 
teilt — dem Landtagspräſidenten Kerrl, der im Auftrage 
Adolf Hitlers mit den Deutſchnationalen über eine Be⸗ 
teiligung an der Regierungsbildung verhandelt hat, fol⸗ 
gende Mitteilung zugehen laſſen: ` 

„Die deutſchnationale preußiſche Land: 
tagsfraktion iſt aus grundſätzlichen Erwägungen her: 
aus zu einer Beteiligung an der vorgeſchlagenen Regierung 
in Preußen zurzeit nicht bereit. Die Frage der Mög⸗ 
lichkeit einer Zuſammenarbeit mit dem Zentrum, mit 
dem Verhandlungen unſererſeits nicht ſtattgefunden haben, 
braucht hier nicht erörtert zu werden; denn die Ablehnung 
der Regierungsbeteiligung muß ſchon deshalb erfolgen, weil 
wegen der grundſätzlichen Oppoſition der 
NSDAP gegen das Reichskabinett nicht die Ge: 
währ dafür gegeben iſt, daß mit der Bildung der geplanten 
Preußiſchen Regierung kein neuer Gegenſatz zwiſchen 


Reich und Preußen und kein neues verhängnisvolles Gegen⸗ 


einander der Reichsregierung und der Preußischen Regte 
rung wieder in Erſcheinung treten würde.“ — $ 


ger Rücktritt des Kabinetts Herriot angenommen. 


Paul Boncour — Herriots Nachfolger? 


Paris 15. Dezember (PAT) 

Das Ergebnis der geſtrigen Abſtimmung in der Depu- 
tiertenkammer, die den Sturz des Kabinetts Herriots zur 
Folge hatte, hat niemand überraſcht. Seit dem Beginn der 
durch den Miniſterpräſidenten Herriot eingeleiteten Ver⸗ 
handlungen mit den Vereinigten Staaten über die Hinaus⸗ 
ſchiebung des Zahlungstermins der Dezember⸗Rite war es 
klar, daß die von Herriot im Juni d. J. erlangte Mehrheit 
die Unterſtützung ſeiner Politik gegenüber den Vereinigten 
Staaten verſagen wird. Man iſt ſich aber allgemein über 
die Gefahren klar, die der Sturz der Regierung herauf⸗ 
beſchwören kann. Die Lage iſt um ſo komplizierter, als das 
Abſtimmungsergebnis der Kammer dem Präfidenten der 
Republik keinen politiſchen Fingerzeig gegeben hat, der es 
ihm geſtatten würde, die Wahl des Nachfolgers des Miniſter⸗ 
präſidenten Herriot vorzunehmen. Denn die Mehrheit, die 
die Regierungskriſis hervorgerufen hat, ſetzt ſich aus Mit⸗ 
gliedern faſt aller politiſchen Parteien zuſammen. ; 

In Erwartung der Bildung des neuen Kabinetts wird 
die Regierung Herriot die laufenden Fragen erledigen, ſowie 
den Beſchluß des Parlaments in der Frage der Dezember⸗ 
Rate ausführen müſſen. Der geſtürzte Außenminiſter wird 
den Text des Schreibens an die Waſhingtoner Regierung 
zu redigieren haben, der der von der Mehrheit der Kammer 
als Ergebnis der Ausſprache angenommenen Entſchließung 
entſpricht. 


Präſident Lebrun verhandelt. 


Schon feit geſtern vormittag verhandelte Präſident 
Lebrun mit Vertretern des Senats, der Deputierten⸗ 
kammer ſowie mit Vertretern der Finanz⸗ und der Außen⸗ 
kommiſſion der beiden Kammern, um ihre Meinung in der 
Frage zu hören, die zum Sturz des Kabinetts geführt hat. 
Der Präſident hat, wie mitgeteilt wird, den Wunſch, die 
Kriſe ſobald als möglich zu löſen. Am Nachmittag begann 
der Präſident die Unterredungen mit den Hauptführern der 
parlamentariſchen Fraktionen. Alle, mit denen er bis jetzt 
konferierte, ſprachen ſich für die abermalige Berufung Her⸗ 
riots aus, mit dem Hinweis darauf, 


daß die geſtrige Abſtimmung nicht eine Verur⸗ 

teilung der Politik des Miniſterpräſidenten bez 

deutete, ſondern nur das Ergebnis der Unnach⸗ 

giebigkeit des Parlaments gegenüber den Ver⸗ 
einigten Staaten war. 


Andererſeits gilt es als ſicher, daß Herriot die Annahme 
des Vorſchlages, die neue Regierung zu bilden, ablehnen 
wird Schon am Sonnabend erklärte er Preſſevertretern, 
daß er kein Portefeuille annehmen werde, ſofern das neue 
Kabinett in der Schuldenfrage einen anderen Standpunkt 
einnimmt als den von ihm verteidigten. 

a z ng 


Die größten Ausſichten hat Paul-Boncorr 


Paris, 15. Dezember. (Eigene Drahtmeldung.) Man 
hat die Hoffnung aufgegeben, daß Herriot die Kabinetts⸗ 
Bildung übernehmen werd, da ſeine ſchon vor dem Sturz 
geäußerte Weigerung, eine ſeiner inneren Überzeugung 
entgegengeſetzte Politik in der Schuldenfrage zu machen, 
unwiderruflich ſcheint. Nach Auffaſſung politiſcher und 
parlamentariſcher Kreiſe wird der Staatspräſident im Laufe 
des heutigen Donnerstag zunächſt verſuchen, den ſcheiden⸗ 
den Miniſterpräſidenten von ſeinem gefaßten Entſchluß ab- 
zubringen. Da ihm das aber nicht gelingen dürfte, nimmt 
man allgemein an, daß der bisherige Kriegsminiſter 
ſchließlich mit der Neubildung beauftragt werden wird. Die 
Gründe hierfür liegen darin, daß nach Anſicht aller Kreiſe 
eine Konzentration im Augenblick noch nicht lebensfähig iſt, 
und daß Daladier nicht als die geeignete Perſönlichkeit er⸗ 
ſcheint, ein Kabinett auſzuſtellen, das auch auf die Mitwir⸗ 
kung der gemäßigten Rechten rechnen kann. Auch der Vor⸗ 
ſitzende des Senats Caillaux wird als Kandidat für den 
Miniſterpräſidenten⸗Poſten genannt und man betont, daß 
der Senator die größten Ausſichten hätte, ein lebensfähiges 
Kabinett aufzuſtellen. Caillaux ſelbſt ſcheint aber wenig 
geneigt, ſchon jetzt ſeinen Platz im Finanzausſchuß auf- 
zugeben. Als weiterer ausſichtsreicher Kandidat wird der 
bisherige Innenminiſter Chautemps genannt. Doch nimmt 
Paul⸗Boncour den erſten Platz in der Rangliſte der Kandi⸗ 
daten ein. a 3 

* 


Trennung Frankreichs von Großbritannien 


Paris, 15. Dezember. (PAT) 
Deputiertenkammer von Hand zu Hand chiffrierte De⸗ 
peſchen, die Großbritannien angeblich an Frankreich gerichtet 
haben ſoll. Dieſe Telegramme lauten: „Wir werden an 


unſeren Vorbehalten bis zum Schluß feſthalten und die Rate 


zahlen. Wir betonen, daß die Weigerung Frankreichs, die 
Dezember⸗Rate zu entrichten, 7 


das Ende der Abkommen von Lauſanne 


x a 
bedeuten würde. Die Vereinigten Staaten hätten die Mage 
lichkeit, Frankreich von Großbritannien zu trennen. 


Zur Feſtſtellung der Authentizität dieſer Telegramme 
begaben ſich die Deputierten Auriol und Bergery in 
die engliſche Botſchaft, wo ihnen ungefähr dasſelbe geſagt 
wurde. In parlamentariſchen Kreiſen wird darauf hinge⸗ 
wieſen, daß Herriot wahrſcheinlich im Zuſammenhange mit 
dieſem Telegramm in den Kommiſſionen des Parlaments in 
feinem Exposé betont hat, daß die Nichtzahlung der Dezem- 
ber⸗Rate zur Annullierung der Lauſan ner Ab⸗ 
kommen führen könnte. r 


Geſtern gingen in der 


Dollar zu z 


Zukunft ergeben. 


— 


Nach Anſicht des „L Jutranſigeant“ hat die letzte Note 
Großbritanniens an die Vereinigten Staaten die gemein⸗ 
ſame franzöſiſch⸗engliſche Front durchbrochen. Großbritän⸗ 
nien habe ſeinen Beſchluß, die Rate zu zahlen, in ſo ver⸗ 
ſöhnlichen Worten veröffentlicht, daß Paris dieſen Spuren 


nicht folgen konnte. ni 


Die reichsdeutſche Preſſe zu Herriots Sturz. 


Berlin, 15. Dezember. (PAT) In den Kommentaren 
zu dem Sturz des Kabinetts Herriot behauptet die reichs ⸗ 
deutſche Preſſe, daß der von der Deputiertenkammer 
gefaßte Beſchluß in der Frage der Dezember-Rate den 
Anfang eines Konflikts zwiſchen Frankreich und Amerika 
bedeute. Man ſpricht dabei ausdrücklich von dem Mus- 
bruch einer Kriſe in der Frage der interalliierten 
Schulden. Die Rechtskreiſe behaupten, daß die Pariſer Er⸗ 
eigniſſe die Geſtaltung der Beziehungen zwiſchen den beiden 
Bundesgenoſſen von Grund auf geändert hätten. Die 
Hugenberg⸗Preſſe weiſt darauf hin, daß die direkte Folge 
des gegenwärtigen Schrittes Frankreichs die Nichtratifizie⸗ 
rung des Abkommens von Lauſanne ſein werde. Deutſch⸗ 
land werde ſich aber derſelben Argumente wie Frankreich 
bedienen und ebenfalls ſämtliche Zahlungs ⸗For⸗ 
derungen ablehnen können. 


RKA: 


Zahlende und fünmige Schuldner. 


Polen kann nicht zahlen. 


Waſhington, 15. Dezember. (Eigene Draht⸗ 
meldung) Italien hat am 15. Dezember ſeine Schul: 
denrate an Amerika bereits bezahlt. England, die 
Tſchechoſlowakei und Lettland werden heute, d. h. 
am Fälligkeitstage zahlen, während Frankreich, Bel 
gien, Polen, ungar'n und Eſtland die Zahlungen 
abgelehnt haben. Die franzöſiſche Zahlungsweigerung 


hat in Washingtoner amtlichen Kreiſen ſehr unangenehm 


gewirkt und eine große Erbitterung hervorgerufen. 
Polen hat am Mittwoch abend mitteilen laffen, daß 
es nicht in der Lage ſei, die fälligen 3,3 Millionen 


Waſhington, 15. Dezember. (Eigene Drahtmel⸗ 
dung.) Im Weißen Hauſe wird zurzeit die Frage erwogen, 
ob dem Kongreß die ſofortige Aufrollung des 
Schuldenproblems vorgeſchlagen werden ſoll. Es 
ſollen jedoch diejenigen Nationen, die heute ihren Verpflich⸗ 
tungen nachgekommen find, zuerſt berückſichtigt mwer- 
den, während die ſäumigen Schuldner ausge⸗ 
ſchloſſen werden folen. Im Kongreß ſcheint teilweiſe 
Neigung zu herrſchen, den zahlenden Schuldnern. insbeſon⸗ 
dere England, alsbald Entgegenkommen zu zeigen. 
Die „Herald Tribune“ erklärt, Präſident Hoover plane 
die Einſetzung eines aus drei Republikanern und drei De⸗ 
mokraten beſtehenden Kongreß⸗Ausſchuſſes. Das Blatt fügt 
jedoch hinzu, daß dieſe Frage noch nicht entſchieden ſei. 


Beck über das Genfer Abkommen. 


Der polniſche Außenminiſter Joſef Beck gewährte einem 


Bertreter der „Gazeta Polſta“, dem Hauplorgan der Negre- 


rung und des Regierungslagers, eine Unterredung, die den 
in Genf erzielten Ergebniſſer der Fünf⸗Mächte⸗ 
Konferenz galt. Der Miniſter ſagte u. a.: 

> „Die Genfer Geſpräche haben übrigens in einer ſehr 
allgemeinen Form zur Vereinheitlichung der Anſich⸗ 
ten über einige Punkte geführt, mit denen ſich die MH- 
rüſtungs⸗Konferenz beſchäftigen fol. Die Theſen, 
die ſich aus den Geſprächen der fünf Mächte ergaben, werden 
naturgemäß den Gegenſtand eingehender Beratungen in der 
Abrüſtungs⸗Konferenz bilden. Erſt dort wird man mit der 
eigentlichen Präziſierung rechnen können, die gewöhn⸗ 
lich nicht minder wichtig iſt als Erklärungen allgemeinen 
Charakters. Freilich wird ſich die Abrüſtungs⸗Konferenz 
mit dieſen Theſen befaſſen, fie allſeits in Erwigung ziehen 
und über dieſe oder jene Anwendung der Theſen in der 
maßgebenden Körperſchaft entſcheiden müſſen, die alle in⸗ 


tereſſierten Staaten umfaßt. 


Die Unterredungen der fünf Mächte haben zu einem 
gewiſſen praktiſchen Ergebnis von nicht geringer Bedeutung 
geführt. Dieſes Ergebnis beſteht in der Rückkehr des Dent- 
ſchen Reiches an den Beratungstiſch der Abrüſtungs⸗Konſe⸗ 
renz. Ein ſolches Ergebnis der Unterhandlungen der 


fünf Mächte muß als in erſter Linie im Intereſſe Deutſch⸗ 


lands liegend anerkannt werden. Wir find grundſätzli 
der Meinung, daß ein Ausweg aus den zahlreichen —— 


rigkeiten im internationalen Leben auf dem Wege der in⸗ 


ternationalen Zuſammenarbett zu ſuchen iſt. 
Es muß alſo alles, was dieſe Zuſammenarbeit wirklich 
erleichtern könnte, als ein Schritt vorwärts anə 
geſehen werden. Ob das Ergebnis der Beratungen der fünf 
Mächte dieſe Zuſammenarbeit erleichtern wird, wird erſt die 

a Heute handelt es ſich eher um die Technik 
der internationalen Arbeiten als um das Meritum der ein⸗ 
zelnen Probleme. Beobachtet man die in der letzten Zeit 
geübte internationale Zuſammenarbeit, die direkt oder ine 
direkt unter dem Protektorat des Völkerbundes vor ſich 
ging, ſo muß ein Anwachſen der Komplikationen 
in der Technik dieſer Arbeit feſtgeſtellt werden. So z. B. 
beſchäftigt ſich mit der mandſchuriſchen Frage der Völker 
bundrat, aber plötzlich auch das Neunzehner⸗ 
Komitee. Ebenſo beſchränkten ſich in der Abrüſtungs⸗ 
Konferenz die Arbeiten der Hauptkommiſſion in gewiſſem 


Maße nicht auf gewöhnliche Kommiſſions⸗Beratungen, ſon⸗ 


dern nahmen den Charakter einer Konferenz inner⸗ 
halb der Konferenz an. Außerdem wickeln ſich in 
dieſen Fragen Unterredungen des Fünfer ⸗Ausſchu * 
ſes ab, und ſchließlich liegen noch Erklärungen eines 
Dreier- und eines Vierer⸗Ausſchuſſes vor. 
Unter dieſen Bedingungen kann man befürchten, daß 
die ſich aus einer ſolchen Arbeitstechnik ergebenden Kompli⸗ 
kationen dem ſich auf den Völkerbunds⸗Pakt 
Syſtem der internationalen Zuſammenarbeit ſchaden werden. 
ar doch dieſes heute gar zu leicht und oberflächlich kritiſierte 
mitem ein bedeutender Faktor auf dem Gebiet der Stabili- 
l wów der harmoniſchen Geſtaltung der internationa⸗ 
en, beſonders aber der europäiſchen Verhältniſſe. 5 


Bed wird über Die polniſche Außenpolitik ſprechen 


Geſtern empfing Miniiter Beck den Vorſitzenden der 
Außenkommiſſion des Sejm, Abg. Jürſt Januſz Ra- 
dzi wilt, zu einer längeren Konferenz, in deren Verlauf 
Außenminiſter Beck erklärte, daß er in der erſten Sitzung 


ſtützenden 


nach der Feiertagspauſe der Außenkommiſſion des 
Sejm, die in den erſten Tagen des Januar ſtattfinden ſoll, 
über die allgemeine politiſche Lage unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der polniſchen Außenpolitik 
ſprechen werde. 


Proteſt gegen die Genfer Formel. 


Genf, 15. Dezember. (Eigene Meldung.) Am Mittwoch, 
dem 14. d. M., hielt der Hauptausſchuß der Abs 
rüſtungskonferenz ſeine erſte Sitzung nach dem 
Wiedereintritt Deutſchlands ab. Führer der deutſchen Dele⸗ 
gation für die Abrüſtungskonferenz iſt zwar der deutſche 
Botſchafter in Angora, Nadolny, geblieben, aber er hatte 
in dieſer erſten Sitzung den Geſandten Freiherrn von 
Weizſäcker mit feiner Vertretung beauftragt. Der Bore 
ſitzende Henderſon berichtete über das Ergebnis der 
Fünf⸗Mächte⸗Beſprechungen. 

Die allgemein erwartete Proteſtaktion der 
kleineren Mächte gegen die von den Großmächten 
außerhalb der Konferenz getroffenen Vereinbarungen ſetzte 
unter der Führung Polens ein. Dieſes ließ er⸗ 
klären, daß es ſich ausdrücklich das Recht vorbehalte, 
ſeinen Standpunkt zu den Vereinbarungen der fünf Groß⸗ 
mächte bei der feſtgeſetzten Prüfung der dort verhandelten 
Fragen durch die Konferenz darzulegen. Dauerhafte Löſun⸗ 
gen dürften in Zukunft nur unter Berückſichtigung der 
Intereſſen aller Staaten im Rahmen des normalen Ver⸗ 
fahrens der Abrüſtungskonferenz gefaßt werden. Dieſer 
(offenbar von Frankreich gewünſchten) Erklärung Polens 
ſchloſſen ſich Südſla wien, Griechenland, Ru- 
mänien, Uruguay, Spanien und Belgien (auf 
fallender Weiſe nicht die T ſtekoſlowakei) an. 

Dagegen wurden die Beſchlüſſe der Fünf⸗Mächte⸗Konfe⸗ 
renz beſonders warm von Sowjetrußland, der T iü r- 
kei, Holland, Ungarn und den ſkandinaviſchen 
Ländern begrüßt, die der Konferenz zur Rückkehr 
Deutſchlands gratulierten. 


Das Chidi 
der deutſchen Agrarreform⸗Beſchwerde. 


Die Polniſche Telegraphen⸗Agentur meldet aus Genf, 
daß das Ratskomitee, das ſich mit der Agrar⸗ 
reform⸗Beſchwerde des Abg. Graebe beſchäftigt, 
geſtern zuſammengetreten ſei, um die am vergangenen Frei⸗ 
tag im Völkerbundrat durch den Reichsaußenminiſter Frei⸗ 
herrn von Neurath gemachten Einwendungen gegen 
den Vorſchlag des Komitees zu ſtudieren, und eine Antwort 
darauf auszuarbeiten. Die Polniſche Telegraphen-Agentur 
weiß im voraus, daß nach Anſicht des Komitees die Dar⸗ 
legungen des Herrn von Neurath keine neven Mo- 
mente enthalten hätten, die das Komitee zu einer An⸗ 
derung des Vorſchlages bewegen könnten. Sie gibt aber 
gleichzeitig zu, es ſei möglich, daß das Komitee von der 
deutſchen Delegation zuſätzliche Aufklärungen ein⸗ 
fordern werde. In dieſem Falle würde die Beſchwerde er ft 
in der Januar⸗Seſſion dem Rat wieder vorgelegt 
werden. 


s 

Der „Deutſchen Allg. Ztg.“ wird von ihrem Genfer 

Sonderberichterſtatter folgendes mitgeteilt: 
„Das Dreierkomitee des Völkerbundrats, 
das den vom deutſchen Reichsaußenminiſter abgelehnten 
Bericht über die polniſche Agrarpolitik in ihrer 
Auswirkung auf die Minderheiten neu prüfen ſollte, 
ſteht, wie wir hören, vor dem Abſchluß ſeiner Arbeiten. 
Man hat allerdings nicht den Eindruck, daß weſentliche 
nützliche Anderungen zu erwarten ſind. Abgeſehen von der 
Möglichkeit, die aber noch nicht geſichert iſt, einige Fragen 
dem Internationalen Ständigen Gerichts⸗ 
hof zu überweiſen, feint es, daß die deutſchen For- 
derungen nicht berückſichtigt werden. 

Es iſt unter dieſen Umſtänden geboten, daß die für 
Ende dieſer Woche in Ausſicht genommene Ratstagung 
nun auch tatſächlich ſtattfindet und daß man allen 
Beſtrebungen nach einer weiteren Verſchleppung 
entgegentritt, die den Darlegungen des deutſchen 
eRichsaußenminiſters in der letzten Woche völlig ihren 
Sinn und ihre Tragweite nehmen würde.“ — 


Oppoſitions⸗Antrüge im Gejm. 


In der am Dienstag abgehaltenen Sejmſitzung gelang- 
ten, nachdem einige Ratifikationsgeſetze angenommen bzw. 
den zuſtändigen Kommiſſionen überwieſen worden waren, 
auch etliche Dringlichkeits⸗Anträge der Oppo⸗ 
ſition zur Beratung, darunter ein Antrag der polniſchen 
Sozialiſtiſchen Partei über die Preſſe⸗Beſchlag⸗ 
nahmungen, ſowie ein gemeinſamer Dringlichkeits⸗ 
Antrag der Nationalen Partei, der PPS, der Nationalen 
Arbeiterpartei und der Chriſtlichen Demokratie, in dem ges 
fordert wird, die Verordnung des Präſidenten der Republik 
5 17. Oktober d. J. über das Vereinsgeſetz aufzu⸗ 

eben. 

Den Antrag der PPS über die zahlreichen Beſchlag⸗ 
nahmungen der Preſſe und die allgemeine gegenüber der 
Preſſe angewandte Politik begründete der Abg. Dubois 
an der Hand von vielen Beiſpielen. Der Redner betonte, 
daß die Politik der Beſchlagnahmungen nach ſeiner Anſicht 
eine Verneinung der letzten Außerungen des 
A bg. Sławef bedeute. Im Namen des Regierungsblocks 
wies der Abg. Terlikowſki darauf hin, der Vorredner 
habe fih auf den erſten Abſatz des Art. 108 der Verfaſſung 
berufen, der von der Preſſefreiheit handelt, jedoch den letzten 
Abſatz nicht berückſichtigt, in dem es heißt, daß beſondere 
Geſetze die Verantwortlichkeit für den Mißbrauch dieſer 
Freiheit beſtimmen würden. Die Rede des Abg. Terli⸗ 
kowſki wurde auf den Bänken der Linken von andauern⸗ 
dem Lärm begleitet. In der Abſtimmung wurde die 
Dringlichkeit des Antrages mit Stimmenmehr⸗ 
heit abgelehnt. Mit dem Antrage wird ſich jetzt die 
Verwaltungskommiſſion zu beſchäftigen haben. 

Dasſelbe Schickſal teilte auch der andere Dringlichkeits⸗ 
antrag auf Aufhebung des Vereinsgeſetzes. Der Redner 
des Regierungs⸗Blocks vertrat den Standpunkt, daß die 
Form der Dringlichkeit in dieſem Falle durch ja che 
liche Rückſichten nicht begründet ſei. Es handle 
ſich hier lediglich darum, dem neuen Geſetz einen politi⸗ 
ſchen Charakter zu geben, den er nicht beſeſſen 
habe. (22) Das Geſetz ziele einzig und allein darauf ab, 
in die Rechtsnormen eine Einheitlichkeit einzuführen. Die 
verſchiedenen Vorbehalte und Zweifel des Vorredners wür⸗ 
den in der Kommiſſion erwogen werden. Daraufhin wurde 
die Dringlichkeit des Antrages abgelehnt. 


* 


E 


Von den in zweiter und dritter Leſung angenommenen 
Natifizierungsgeſetzen ſeien erwähnt das Abkommen mit 
Deutſchland über Erleichterungen im Kleinen Grenzverkehr 
und die Aufhebung des dentſch⸗polniſchen Schiedsgerichts, 
das über gewiſſe Forderungen von polniſchen Staatsange“ 
hörigen an die Deutſche Regierung, wie auch von deutſchen 
Staatsangehörigen an die Polniſche Regierung zu entſchei⸗ 
den hatte. Die bei dem Schiedsgericht eingegangenen Kla⸗ 


gen ſind, wie der Berichterſtatter hervorhob, ſämt⸗ 
lich erledigt worden, ſo daß eine weitere Tä⸗ 
tigkeit des Schiedsgerichts überflüſſig ſei. Im Namen 


des Nationalen Klubs gab der Abg. Prof. Winiarſki die 
Erklärung ab, daß ſein Klub gegen die Ratifizierung 
dieſes Abkommens ſtimmen werde, da die ganze Sache mi 
dem Liquidations⸗Abkommen zuſammenhänge, 
das nach Anſicht des Nationalen Klubs ein Fehler der 
Polniſchen Regierung geweſen ſei. 

Die nächſte Sitzung findet am Freitag, dem 16. d. Mu 
nachmittags 4 Uhr ſtatt. 


1.5 Milliarde Reichsmark 
für Arbeitsbeſchaffung. 


Berlin, 15. Dezember. (Eigene Drahtmeldung.) 
Das Reichskabinett hielt am Mittwoch eine mehrſtündige 
Sitzung ab. Nach der Billigung eines Berichtes des Reichs⸗ 
außenminiſters über die Genfer Verhandlungen wurde be⸗ 
ſchloſſen, für die Arbeitsbeſchaffung insgeſamt 1% Milliarden 
Reichsmark zur Verfügung zu ſtellen (das ſind eine halbe 
Milliarde Zloty mehr als die Geſamt höhe des polni⸗ 
ſchen Staatshaushalts. D. R.). Zwei Kabinetts⸗Ausſchüſſe 
ſollen ſich mit der Arbeitsbeſchaffung bzw. Siedlung und 
Oſthilfe befaſſen. Anſtelle der geplanten Einführung eines 
Werkjahres für die Studenten iſt ihre Eingliederung in den 
freiwilligen Arbeitsdienſt vorgeſehen. 


Militärbündnis auf dem Balfon 
gegen Jugoflawien und Rumänien? 


Am 30. November d. J. hat, wie die polniſche Preſſe 
aus Konſtantinopel meldet, in Sofia die von uns bereits 
angekündigte Konferenz von Delegierten der Generalſtäbe 
Italiens, Ungarns, Bulgariens und Albaniens ſtatt⸗ 
gefunden. Die italieniſche Armee war bei den Be⸗ 
ratungen, die im Gebäude der italieniſchen Geſandtſchaft 
abgehalten wurden, durch die Oberſtleutnants im General⸗ 
ſtabe Bonetti und Coconi, die ungariſche Armee durch 
den Oberſten des Generalſtabes Coltan und den Oberſt⸗ 
leutnant des Generalſtabes Papa vertreten. Im Namen 
der bulgariſchen Armee nahmen an den Beratungen 
teil: Kriegsminiſter Kichoff, der Chef des Generalſtabes, 
General Bakirdjeff, ſowie die Generäle Solaroff und 
Slataroff. Die albaniſche Armee war vertreten durch 
Major Bala. 

Im Ergebnis der Konferenz ſoll der Plan einer engen 
militäriſchen Zuſammenarbeit der italieniſchen, bulgari⸗ 
ſchen, ungariſchen und albaniſchen Armee bearbeitet und 
das Fundament zu einem militäriſchen Bündnis dieſer 
Staaten für den Fall eines Krieges gegen Jugo⸗ 
ſlawien und Rumänien gelegt worden fein. 


Perſen bleibt feft, 


London, 14. Dezember. (Eigene Drahtmeldung.) Die 
Perſiſche Regierung hat die engliſche Note 
wegen der Kündigung der Olkonzeſſionen ablehnend Bez 
antwortet und dabei ſchwere Anklagen gegen England er⸗ 
hoben. Perſien teilt mit, daß es dem Völkerbundrat 
von den Drohungen und von dem Druck, den England 
auf Perſien ausübe, W geben werde. 


Auch England appelliert an den Völferbund. 


Genf, 15. Dezember. (Eigene Drahtmeldung.) 
Die Engliſche Regierung hat in einem Telegramm an den 
Völkerbund die fofortige Einberufung einer Sonder⸗ 
ratstagung zur Behandlung der Ol⸗Streitfrage 
mit Perſien gefordert. 


London, 15. Dezember. (Eigene Draht meldung.) 
Der Sonderberichterſtatter der „Daily Mail“ in Mahom⸗ 
merah an der perſiſchen Grenze meldet, daß der Befehls- 
haber des engliſchen Flugzeugeſchwaders in 
Baſra nach Bahrein im Perſiſchen Golf geflogen ſei, um 
dort mit dem Oberbefehlshaber des oſtindiſchen Geſchwaders 
Viceadmiral Dunbar Naſmith an Bord des eng⸗ 
liſchen Kreuzers „Hawkins“ Beſprechungen abzuhalten. 
Der Berichterſtatter glaubt, daß die Beſprechung mit dem 
engliſch⸗perſiſchen Ol⸗Streit im Zuſammenhang 
ſtehe. Er meldet ferner, daß mehrere engliſche Flieger⸗ 
offiziere den Befehl erhalten hätten, die Einladungen zu 
einem Ball des engliſchen Klubs in Mahommerah abzu⸗ 
lehnen, um fih im Falle⸗eines Konflikts nicht auf perſiſchem 
Boden zu befinden. 


Kleine Rundichau. 


Ein Revolverſchütze im amerikaniſchen Parlament. 


Waſhington, 14. Dezember. (Eigene Meldung). Ein 
Mann namens Martin Kämmerer überſtieg während der 
Sitzung des Repräſentantenhauſes das Geländer der Ga⸗ 
lerie, 3 die Abgeordneten mit einem Revolver 
und verlangte laut ſchreiend 20 Minuten Redefrei⸗ 
heit. Die Abgeordneten nahmen hinter Pulten und 
Tiſchen Deckung, bis endlich der Abgeordnete Maas von 
Mineſota die Lage rettete und dem Mann zurief: „Wir ſtim⸗ 
men zu, wenn du den Revolver hinunterwirſſt“. Kämmerer 
tat dies und wurde dann von der Hauspolizei feſtgenom⸗ 
men. In ſeiner Wohnung fand die Polizei Dynamik 
patronen. 


Adlerplakette für Wolfgang von Gronau. 
Berlin, 15. Dezember. (Eigene Draht meldung.) Der 
Vorſtand des Deutſchen Reichsausſchuſſes für Leibesübun? 
gen hat beſchloſſen, dem Weltflieger Wolfgang von Gronau 
die Adlerlakette zu verleiehn. 
— ud 
Waſſerſtandsnachrichten. 
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VEN ER: 


Ueber den Erwerb von Immobilien 
durch Ausländer 


iſt im Dz. Uſt. Nr. 9 vom 10. 12. 32 eine Verordnung des 
Staatspräſidenten vom 3. 12. 32 erſchienen, wodurch das Ge⸗ 
ſetz vom 24. 3. 20 über denſelben Gegenſtand einige Abände⸗ 
rungen erfährt. Dieſe Abänderungen ſind zum Teil for⸗ 
maler Natur — fo wird der Ausdruck „obcokrajowey“ durch 
„eudzoziemey““ erſetzt, was in beiden Fällen Ausländer He- 
deutet — und zum anderen Teil beſchränken ſich die Abände⸗ 
rungen auf Verſchiebungen der Zuſtändigkeiten der ver⸗ 
ſchiedenen Inſtanzen. Z. B. tritt in einzelnen Fällen an 
Stelle des Miniſterrats der Finanzminiſter oder der Mi⸗ 
niſter des Innern. 3 

In bereits anhängigen Fällen bleibt es bei den His- 
herigen Vorſchriften. r 

Zum Schluß heißt es in der neuen Verordnung, daß der 
Miniſter des Innern ermächtigt wird, einen einheitlichen 
Text des Geſetzes vom 24. 3. 20 über den Erwerb von 
Grundſtücken durch Ausländer im „Dz. Uſt.“ zu veröffent⸗ 
lichen. : 


Rundſchau des Staatsbiirgers. 


Keine Ratenzahlungen bei der Einlöſung von 
Gewerbeſcheinen. ; 


Preſſemeldungen zufolge ſoll das Finanzminiſterium 
einem Antrage des Verbandes der polniſchen kaufmänniſchen 
Organiſationen gemäß die Möglichkeit erwogen haben, bei 
der Einlöſung der neuen Gewerbeſcheine (Patente) für das 
Jahr 1933 Ratenzahlungen in der Form zu gewähren, daß 
am 31. Dezember die eine Hälfte der fälligen Summe und 
bis zum 1. April 1933 der Reſt gezahlt werden ſollte. Dieſe 
Meldung mußte mit Vorbehalt aufgenommen verden. Wie 
jetzt aus Warſchau gemeldet wird, iſt dieſer Vorſchlag einer 
Ratenzahlung bei der Einlöſung der Gewerbeſcheine end⸗ 
gültig abgelehnt worden. Die von den Wirtſchaftsorga⸗ 
nijationen in dieſem Zuſammenhang vorgebrachten Forde⸗ 
rungen haben bei den zuſtändigen Stellen keinen An- 
klang gefunden. 

Wie die Finanzämter mitzuteilen wiſſen, vollzieht ſich 
in dieſem Jahre die Einlöſung der Gewerbeſcheine in einem 
überaus langſamen Tempo. Die Kriſenerſcheinungen treten 
in einem weit ſtärkeren Ausmaße als im Vorjahre hervor. 
Wäre es bei einer ſolchen Lage der Dinge nicht zweckmäßig 
geweſen, die beim Jahres⸗Ultimo ohnehin großen Verpflich⸗ 
tungen dadurch zu verringern, daß wenigſtens eine teilweiſe 
Anderung der Beſtimmungen über die Einlöſung der“ Ge: 
werbepatente erfolgt wäre? Die mit einer nicht rechtzeitig 
erfolgten Einlöſung der Gewerbeſcheine verbundenen Fi⸗ 
nanzſtrafen müßten dann auf jeden Fall keine rigoroſe An⸗ 
wendung finden. 


Pommerelliſche Kreiſe für 
die Viehausfuhr nach Oeſterreich geſperrt 
Das Miniſterium für Landwirtſchaft und Agrarreform 
hat wegen Rinderpeſt und Viehſeuche die folgenden Kreiſe 


für die Viehausfuhr nach Oſterreich geſperrt: Schwetz, 
orn. 


Löbau, Strasburg, Culm, Soldan und TH 


Aus Stadt und Land. 


Der Nachdruck ſämtlicher Original⸗Artikel it nur mit ausdrück⸗ 
Tier Angabe der Quelle geſtattet. — Allen unſeren Mitarbeitern 
wird ſtrengſte Verſchwiegenheit zugeſichert. 


Bromberg, 15. Dezember. 
Wenig verändert. 


Die deutſchen Wetterſtationen künden für unſer Gebiet 
Fortdauer des herrſchenden Witterungs⸗ 
charakters an. x 


Schutz dem Weihnachtsfeſte. 


Vom Evangeliſchen Preſſedienſt in Poſen wird uns 
geſchrieben: A 

Der Schwerkunkt des Weihnachtsfeſtes liegt im 
Haufe, in der Familie, und von bier aus beſteht eine 
enge Verbundenheit zu den kirchlichen Feiern am Heiligen 
Abend und an den Weihnachtsfeiertagen. In ſteigendem 
Maße iſt aber das Weihnachtsfeſt aus dem Hauſe auf die 
Straße oder in die Vereinslokale verlegt. Es hat ſich ſo 
eingebürgert, daß in den Wochen vor Weihnachten ein Verein 
nach dem anderen ſeine Weihnachtsfeier hält. Man wird 
hierbei ohne weiteres zugeben müſſen, daß darin rin gewiſ⸗ 
ſes Bekentnis zur chriſtlichen Lebenshaltung und Sitte liegt. 
An dieſen Vorausfeiern des Weihnachtsfeſtes ſind auch die 
chriſtlichen Vereine in hinreichendem Matze beteiligt. Aber 
was iſt das Ergebnis? Man wird weihnachtsmüde. 
Die eigentliche Weihnachtsſtimmung, die Fähigkeit, den Ge- 
ſamtinhalt des Feſtes, ſowohl in feiner chriſtlichen Botſchaſt 
wie in ſeiner die Menſchen verbindenden Kraft zu erleben, 
iſt am 24. oder 25. Dezember längſt vorüber. Darunter 
leiden dann alle Glieder in der Familie, nicht zum wenig⸗ 
ſten die Kinder. Auch ſie ſind ja ſchon durch zahlloſe Weih⸗ 
nachtsfſeiern hindurchgezerrt. Mit einer gewiſſen Gelaſſen⸗ 
heit können ſie an den Fingern herzählen, an wievielen 
Abenden oder Nachmittagen ſie Weihnachten „feiern“ müf- 
jen . Gerade jene fo wertvolle und auch die Erwachſenen 
immer neu belebende Spannung der Kinder, jene Unmittel⸗ 
barkeit der Freude am Heiligen Abend iſt längſt einer ſtei⸗ 
genden Blaſiertheit den Dingen gegenüber gewichen. 

Das Weihnachtsfeſt gehört der chriſtlichen Gemeinde und 
der Familie; es muß daher in der Kirche und im Haus ges 
feiert werden. Dieſe Feiern im Gotteshaus und im eigenen 
Haus dürfen durch keine anderen Feiern vorweggenommen 
und dadurch entwertet werden. Der Chriſtbaum dürfte vor 
dem 24 Dezember nirgends brennen. Vereine, die das Be⸗ 

ürfnis nach einer mit dem Weihnachtsgedanken verbunde⸗ 

nen Feier haben, ſollen entweder eine Nachfeier oder eine 
Adventsfeier machen. Gerade dieſe letzte Art von Feier 
würde die Freude und Spannung erhöhen, aber nicht vor⸗ 
wegnehmen. i $ 

Selbſtverſtändlich wird es Fälle geben, in denen fiğ 
Weihnachtsfeiern vor dem 24. Dezember nicht vermeiden 
aſſen, will man nicht überhaupt auf ſie verzichten; ſo etwa 
in den Krankenhäuſern und dergleichen, Aber ſolche Feiern 
müſſen Ausnahmen ſein und möglichſt ganz kurz vor 


| Weihnachten ſtattfinden. 
M 
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` Die Zahl der Arbeitsloſen betrug laut Angaben des 


Stattiſtiſchen Hauptamtes am 10. Dezember d. J. auf dem 


Gebiet des ganzen Staates 187677 Perſonen. Im Ver- 
hältnis zur Vorwoche bedeutet das ein Anſteigen um 10218 
Perſonen. Bei dieſen Ziffern handelt es ſich ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nur um die in den ſtaatlichen Vermittlungsämtern 
regiſtrierten Arbeitsloſen; die tatſächliche Zahl der Er⸗ 
werbsloſen iſt bedeutend höher. r 


$ Kino Kriſtal. Der augenblicklich im Kino Kriftal: 


laufende Tonfilm „Dolly macht Karriere“ ſcheint den ulkigen 
Einfällen und grotesken Anwandlungen der Schauſpielerin 
Dolly Haas angepaßt worden zu ſein. Die Einfälle be⸗ 
ruhen auf erprobten Schemen. Dolly macht eigenartig aber 
ſicher ihre Karriere, als deren Endziel ihr der Glanz eines 
Kabarettſternes vorſchwebt. Auf der Leiter zum Aufſtieg 
weiß ſie ſich zum eigenen Vergnügen und zur Freude der 
Zuſchauer auszutoben. Das ganze iſt eine heitere Ange⸗ 


legenheit im Genre einer Filmoperette, die von der Ufa ge⸗ 


dreht worden iſt. In der Nebenrolle wird der einſt viel 
genannte Schauſpieler Alfred Abel beſchäftigt. 


$ Ein „tüchtiger“ Sekretär. Seit etwa einem Jahre war 
in dem hieſigen Schulinſpektorat als Sekretär der 22jährige 
Leon Markiewicz beſchäftigt. Durch ſeinen Arbeitseifer 
verſtand er es, das Vertrauen feiner Vorgeſetzten zu ge- 
winnen. Neben dieſem Arbeitseifer hatte M. jedoch eine 
Schwäche und zwar für flottes Leben, was bekanntlich viel 
Geld koſtet. Da ſein Gehalt dazu nicht ausreichte, verfiel 
er auf den Gedanken, ſich das Geld hierzu auf andere Weiſe 
zu verſchaffen. Zu ſeinen Obliegenheiten gehörte auch das 
Aufſtellen der Gehaltsliſten und die überweiſung der Ge⸗ 
hälter an die Lehrer. M. ſuchte ſich nun, um ſeine Betrüge⸗ 
reien zu verheimlichen, diejenigen Lehrer aus, die entweder 
krank waren oder ſich in Urlaub befanden, fälſchte deren Unter- 
ſchriften und ſteckte das Geld in die Taſche. In einem Fille 
ſandte der „tüchtige“ junge Mann an das Schulkuratorium 
in Poſen ein Schreiben, das er mit der Unterſchrift ſeines 
Vorgeſetzten verſah, und bat darin um Ausz ihlung von 1800 
Zloty für geleiſtete überſtunden. Das Geld wurde dem 
Schulinſpektor auch anſtandslos angewieſen, wanderte jedoch 
in die Taſche des „Herrn Sekretärs“. 
Schulinſpektors war jo geſchickt gefälſcht, daß "ie an keiner 
Stelle beanſtandet wurde. Das veruntreute Geld, etwa 3000 
Zloty, verbrachte er in luſtiger Geſellſchaft. Die Unter⸗ 
ſchlagungen hätte er vielleicht noch weiter betrieben, wenn 
nicht plötzlich ein penſionierter Lehrer, der vergeblich auf 
ſein Geld wartete, ſich beſchwerdeführend an das Schul⸗ 
kuratorium in Poſen gewandt hätte. Dieſes ordnete ſofort 
eine Unterſuchung an, bei der die betrügeriſchen Manipula⸗ 
tionen des M. aufgedeckt wurden. Wegen dieſer Unterſchla⸗ 
gungen hatte ſich M. nun vor der Strafkammer des hieſigen 
Bezirksgerichts zu verantworten. Er bekennt ſich nur teil⸗ 
weiſe zur Schuld und führt zu ſeiner Verteidigung an, daß 
ſein kleines Gehalt nicht ausreichte, um ſich und ſeine Eltern 
zu ernähren. Der Zeuge, Schulinſpektor Lapinſki, ſagt 
jedoch aus, daß das Gehalt des M. angemeſſen geweſen war 
und daß er die unterſchlagenen Beträge für ſeine perſön⸗ 
lichen Vergnügungen verbraucht habe. Der Angeklagte wurde 
vom Gericht zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt. 

j t 


$ Zwei Kohlendiebe konnten von der Polizei heute 


macht feſtgenommen werden. Ein Polizeibeamter ſah einige 
verdächtige Perſonen, die mehrere Zentner Kohlen bei ſich 


hatten. Bei einer Vernehmung der Verdächtigen erklärten 
dieſe, daß ſie die Kohle in der Nähe der Bahnſtrecke bei 
Rinkau „gefunden“ hätten. Die Behörde geht aber in ihrer 
Annahme, daß es ſich um geſtohlene Kohle von Eiſenbahn⸗ 
zügen handelt, wahrſcheinlich nicht fehl. 

§ Verſcheuchte Einbrecher. In die Wohnung des Schuh⸗ 
machermeiſters Kocierowſki, Kujawierſtraße 15, dran- 
gen geſtern abend zwiſchen 11 und 12 Uhr Einbrecher ein. 
Sie durchwühlten die ganze Wohnung und verpackten in 
zwei Säcken Bettwäſche. Bei ihrer Arbeit wurden die Täter, 
die in die Wohnung eindringen konnten, da niemand an⸗ 
weſend war, von einer Hausbewohnerin beobachtet. Darauf 
ließen die Einbrecher ihre Beute im Stich und konnten un⸗ 
Ra fliehen. Die Polizei hat eine Unterſuchung ein- 
geleitet. ; 


` g Altſorge (Kwiejce), 14. Dezember. Geflügel⸗ 
diebe ſtahlen dem Beſitzer Ziſchelſki ſämtliche Hühner 
und dem Beſitzer Gras 8 Hühner und 2 Puten. Dem 
Lehrer aus Grünthal entwendete man das Fahrrad, welches 
er für kurze Zeit vor dem hieſigen Gaſthaus hatte ſtehen 
laſſen. In allen drei Fällen ſind der oder die Diebe un⸗ 
bemerkt entkommen. In der Nacht zum Montag wurde 
der Schwiegerſohn des Beſitzers Gurkewitſch aus 
Grünthal auf dem Heimwege aus Zirke von drei Weges 
lagerern unweit der Förſterei Tränke überfallen. Es wurde 
ihm das Fahrrad und ſeine Barſchaft in Höhe von über 
30 Zloty gejtohlen, 


ex Exin (Keynia), 14. Dezember. Dem Landwirt 
Sobezak in Gurkingen wurden zwei fette Schweine im 
Werte von 250 Zloty geſtohlen. Die Diebe find unerkannt 
entkommen. — Dem Landwirt Buchholz in Kazmierzewo 
ſtahlen Diebe ſämtliche Schweine. Auch hier fehlt von den 
Dieben jede Spur. 


cH Gneſen (Gniezno), 14. Dezember. Vor der Straf 
kammer des hieſigen Landgerichts hatten ſich heute die 
beiden Brüder Joſef und Marian Kubica aus Gneſen 
wegen ſchwerer Körperverletzung zu verantwor⸗ 
ten. Am 15. Oktober dieſes Jahres um 10 Uhr abends 
überfielen die beiden Angeklagten den zur Arbeit gehenden 
Lokomotivheizer Julius Knys aus Gneſen und ſtachen ihn 
mit Meſſern rückſichtslos nieder. Die Verletzungen waren 
derartig ſchwer, daß der Überfallene heute noch leidend iſt. 
Die Täter entſchuldigen fiH damit, ſinnlos betrunken ge- 
weſen zu fein, was jedoch, die Zeugenausſagen widerlegen. 
Das Gericht verurteilte beide Angeklagte zu je 2 Jahren 
Gefängnis und legte der Staatsanwalt ſowie der Ver⸗ 
teidiger gegen das Urteil die jofortige Berufung ein. — 
Der heutige Pferde⸗ und Viehmarkt war ſehr 
ſchwach beſucht. Es waren ca. 30 Pferde aufgetrieben. Für 
ein gutes Arbeitspferd wurden bis zu 300 Zloty gefordert. 
Auch war der Auftrieb auf dem Viehmarkt verſchwindend 
klein und erzielte beſtes Milchvieh 120 bis 150 Zloty. Für 
junge Bullen und Kälber war die Nachfrage ſehr gering. 


z Inowroclaw, 15. Dezember. Vor Gericht zu ver- 
antworten hatte ſich der Angeklagte Raceinowſki, dem 
vorgeworfen wird, ein Schwein, zwei Gänſe und drei Enten 
geſtohlen zu haben. Er gibt feine Schuld zu. Raeinowſki, 
der ſchon viermal vorbeſtraft iſt, wurde zu 1% Jahren Ges 
fängnis verurteilt. — Auf der in Warſchau vom 8. bis 
11. d. M. ſtattgefundenen Ausſtellung von Geflügel, Tauben 


dem Viehmarkt 


Die Unterſchrift des 


und Kaninchen erhielt den erſten Preis für beſtes Geflügel 
Leonard Korus aus Inowroctaw, ferner das Rittergut 
Gnojno, Kreis Inowrockaw, Eigentümer v. Mlicki, für 
ausgeſtellte Puten, wovon einige das anſehnliche Gewicht 
von 17 Kilogramm hatten. Den erſten Preis für Kaninchen 
erwarb ebenfalls Leonard Korus aus Inowroclaw. — 
Dieſer Tage geriet auf der Chauſſee in der Nähe des 
Dorfes Brodzki bei Kruſchwitz Kazimierz Zielinſki mit 
ſeinem Freunde in Streit. Dabei kam ein Mann namens 
Joſef Smialowſki, der angetrunken war, hinzu und zog 
plötzlich einen Revolver. Er feuerte einen Schuß ab, der 
Zielinſki ſo unglücklich traf, daß er ins Krankenhaus ge⸗ 
ſchafft werden mußte. 


„ b Mogilno, 14. Dezember. Der am 13. d. M. abge- 
haltene Kram⸗, Vieh⸗ und Pferdemarkt war ſehr 
gut beſucht. Als ein Jahrmarktsbeſucher ſeine Kuh zum 
Verkauf nach dem Viehmarkt bringen wollte, wurde die Kuh 
plötzlich wild und ſtieß ihren Beſitzer zu Boden. Er blieb 
mit gebrochenen Händen liegen. Die Kuh raſte nun in die 
Jahrmarktsbuden hinein und warf dieſe um. Das Tier 
mußte ſchließlich durch die Polizei erſchoſſen werden. — Auf 
brachten Milchkühe (wenig gefragt) 
140—160 Zloty; mehr Nachfrage herrſchte nach Schlachtvieh, 
das mit 80—120 Zloty gehandelt wurde. Arbeitspferde 
koſteten 150—220 Zloty, Einige Landwirte verlangten für 
prima Zuchtbullen 400—700 Zloty, fanden aber keine Käufer. 


i. Nakel (Nafto), 12. Dezember. Für 3,80 Zloty 
25 Sack Zucker gekauft! Zu einer dreiſten Betrügerei 
kam es hier in der Nakeler Zuckerfabrik, wo zwei Burſchen 
mit einem Laſtauto vorfuhren und unter Vorzeigung eines 
P. K. O.⸗Abſchnittes, lautend auf 3308,80 Zioty, 25 Sack 
Zucker kauften und auch erhielten. Zwei Tage darauf mußte 
die Zuckerfabrik leider wahrnehmen, daß die Herren anſtatt 
den vollen Betrag nur 3,80 Zioty eingezahlt hatten. — In 
dieſem Monat beging die Firma Deutſch, Kolonialwaren⸗ 
und Getreidehandlung engros ihr 30jähriges Beſtehen. — 
Am Dienstag, dem 20. Dezember, findet hier ein Vieh⸗ 
markt ſtatt. x 


HI Bojen (Poznan), 14. Dezember. Vermutlich aus 
Liebeskummer unternahm die Kabarettänzerin Olga 
Fürſtenau einen Selbſtmordverſuch durch Ver- 
giftung. Sie wurde in hoffnungsloſem Zuſtande ins Stadt- 
krankenhaus geſchafft. — Plötzlich von Tobſucht be⸗ 
fallen wurde ein Gymnaſiaſt, der mit ſeinem Bruder bei 
der Familie Reis in der Wſpolnaſtraße 51/53 wohnt. Er 
lief nur im Hemd auf der Straße umher und wurde der 
Irrenabteilung des Stadtkrankenhauſes zugeführt. — Als 
„angenehmer“ Gaſt entpuppte ſich ein Macief Nowaceki, 
der in einer Gaſtwirtſchaft einer Hauſiererin 5 Dutzend 
Knöpfe ſtehlen wollte, dabei aber ertappt und feſtgenommen 
wurde. — Durch einen ſchadhaften Schornſtein entſtand im 
Haufe Kanalſtraße 16 in der Wohnung des Klemens M a é- 
1 tak ein Balkenbrand, der von der Feuerwehr gelöſcht 
wurde. 3 


Freie Stadt Danzig. 


* Weihnachtszigaretten für Arbeitsloſe. Wie das 
Landesarbeitsamt mitteilt, hat die Leitung der Danziger 
Tabakmonopol⸗Akt.⸗Geſ. für jeden männlichen Erwerbsloſen 


10 Zigaretten als Weihnachtsgabe koſtenlos zur Verfügun 
geſtellt. + or T 


Aus den deutſchen Nachbargebieten. 
i Unverantwortliher Leichtſinn. 
Wieder einmal ift durch leichtſinniges Hantieren mit 


einer Schußwaffe ein junges Menſchenleben dahingerafft ae. 


worden. Der zwanzigjährige Beſitzerſohn Heinz Prill 
in Elſenau (Kreis Schlochau) war, nachdem er mit einem 
Teſching nach Spatzen geſchoſſen hatte, auf die Idee ge: 
kommen, einem neunjährigen Knaben, und zwar dem 
einzigen Sohn des Stellmachers Dettmann, eine 
Flaſche aus der Hand zu ſchießen. Der Knabe erklärte ſich 
zu dieſem Kunſtſtück bereit, mußte aber ſein Einverſtänd⸗ 
nis mit dem Tode büßen, denn die Kugel verfehlte ihr 


Ziel und drang dem Knaben in den Kopf. Wenige Stunden 


ſpäter war der Junge tot. 
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Aenderungen 
im Berjiherungswejens Weſtpolens. 


Die Verſicherungsanſtalten „Krajowe Ubezpieczenie Ogniowe” 
in Poznan und „Pomorſtie Stowarzyſzenie Ubezpieczeń” in Tormi 
wurden am 1. Dezember 1932 durch Verordnung des Herrn Staats⸗ 
präſidenten vom 27. 10. 1932 zu einer einzigen öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Verſlcherungsanſtalt unter dem 
Namen „Żatład Ubezpieczeń Wzajemnych w Poznaniu“ vereinigt. 
Die Zentrale der Verſicherungsanſtalt befindet ſich in Poznan, 
Plac Nowomiejſki,8, und eine Filiale in Toruń, ul. Zeglarſta 26. 
Außerdem wurde durch Verordnung des Herrn Staatspräſidenten 
vom 27. 10. 1982 
ausgedehnt, daß eine Lebensverſicherungsanſtalt unter 
dem Namen „Jakkad Ubezpieczeń na Życie w Poznaniu” mit dem 
Hauptſitz in Poznan angegliedert wurde. $ 

Ferner wurden durch Verordnung des Herrn Staatspräſiden⸗ 
ten die „Krajowa Kaſa Übezpieezenia Koni“ und „Krajowa Raja 
Ubezpieczenia Strazaköw od wypadköw“ in eine Verſicherungs⸗ 
anftalt unter dem Namen „Raja Etrazacka w Poznaniu” zuſammen⸗ 

legt. Dieſe Kaſſe führt auf dem Gebiete der Wofewodſchaften 
ożnań und Pomorze die Verſicherung der Feuerwehrleute und 
Pferde gegen Unfälle im Feuerwehrdienſt aus. 

Die neugegründete Verſicherungsanſtalt „Zaktad Ubezpieczeń 
Wzajemnych w Poznaniu” befaßt ſich mit Feuer verſiche⸗ 
rungen, und zwar mit Gebäudes, Mobiliar, und Schoberver⸗ 
ſicherungen. Die Abteilung für Hagelverſicherung über⸗ 
nimmt Verſicherungen ſämtlicher Bodenfrüchte. Die Lebens ⸗ 
verſicherungsanſtalt „Ballad Ubezpieczeń na Życie m 
Poznaniu” nimmt Lebensverſicherungen mit und ohne ärztliches 
Atteſt, Ausſteuer⸗Vorſicherungen und Gruppen⸗Verſicherungen ents 
Außerdem befaßt fie ſich mit der Gründung von Ster be⸗ 
kaſſen. Die neugegründeten Verſicherungsanſtalten haben 
ſämtliche Rechte und Pflichten der einzelnen Kanen übernommen, 
und ihr Wirkungskreis erſtreckt ſich beſonders auf die Wojewoda 
ſchaften Poznan und Pomorze. Die vereinigten Verſicherungs⸗ 
anſtalten find als öffentlich⸗ rechtliche Inſtitute nicht 
auf Gewinn, ſondern auf den Dienſt an der Allgemein ⸗ 
heit eingeſtellt. : $ (9813 
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das Wirkungsgebiet der neuen Anſtalt dahin 
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Rozporządzeniem Pana Prezydenta Rzeczypospolitej z dnia 27 paź- 
pziernika 1932 połączono z dniem 1 grudnia 1932 


KRAJOWE UBEZPIECZENIE OGNIOWE W POZNANIU 
| PONORSKIE STOWARZYSZENIE UBEZPIELZEN W TORUNU 


które odtąd tworzą: prawno-publiczną instytucję ubezpieczeń dla Woje- 
wództw Poznańskiego i Pomorskiego pod nazwą 


Zaklad Ubezpieczeń 
-Wzajemnych 


w Poznaniu 


Siedziba Zakładu: Poznań — Plac Nowomiejski 8 


Telefony 2381, 3717, 3807, 4112, 5372, 5381. 


Oddział w Toruniu: ul. Żeglarska 26 
Telefony 174, 267, 22. 


Zaklad Ubezpieczen Wzajemnych w Poznaniu wszedi we wszystkie 
prawa i obowiązki Krajowego Ubezpieczenia Ogniowego w Poznaniu 
i Pomorskiego Stowarzyszenia Ubezpieczeń w Toruniu. 


Zakład ; 


UBEZPIECZA 


od ognia: budynki, ruchomości i stogi; plony 
od gradobicia. 


Zakład Ubezpieczeń Wzajemnych w Poznaniu ma na celu 
dobro publiczne, a nie osięganie zysków. 


Rozporządzeniem Pana Prezydenta Rzeczypospolitej z dnia 27 paź- 
dziernika 1932 został rozszerzony z dniem 1 grudnia 1932 teren działalności 


Krajowego Ubezpieczenia na Życie w Poznaniu 


lobejmuje obszar Województw Poznańskiego i Pomorskiego pod nazwą 


lakad Uhezniezen na Życie 


w Poznaniu 
Siedziba Zakładu: Poznań - Plac Nowomiejski 8 


Telefony 2381, 3717, 3807, 4112, 5372, 5381. 


Zakres działalności: 
Ubezpieczenia na życie 2 badaniem lekarskiem, bez badania lekar- 
skiego, posagowe, grupowe Zakładanie Kas Pogrzebowych. 


Rozporządzeniem Pana Prezydenta Rzeczypospolitej z dnia 27 paź- 
dziernika 1932 połączono z dniem 1 grudnia 1932 Krajową Kasę 
Ubezpieczenia Strażaków od wypadków w Poznaniu i Kra- 
jową Kasę Ubezpieczenia Koni podczas służby pożarnej w Po- 


'znaniu pod nazwą 


Kasa Strażacka „Poznaniu 


która na terenie Województw Poznańskiego i Pomorskiego ubezpiecza 
strażaków i konie od wypadków podczas służby pożarnej. 


Adres: Poznan - Plac Nowomiejski 8 
Telefony 2381, 3717, 3807, 4112, 5372, 5381. 
‘ Kasa Strażacka w Poznaniu weszła we wszystkie prawa i obowiązki 


Krajowej Kasy Ubezpieczenia Strażaków od wypadków w Poznaniu 
Krajowej Kasy Ubezpiecacnia Koni podczas służby pożarnej w Poznaniu. 


Durch Verordnung des Herrn Staatspräsidenten vom 27. Oktober 193 
wurden am 1. Dezember 1932 


KRAJOWE OBEZPECZENE OGNOME w POZNANIU III 
POMORSKIE STOWARZYSZENIE UBEZPIECZEN w TORUN! 


vereint und bilden von nun an eine öffentlich-rechtliche Versicherungs” 
anstalt der Wojewodschaften Poznań und Pomorze unter der Firma 


Zaklad Ubezpieczeń 


- Wzajemnych 


w Poznaniu 
Sitz d. Anstalt: Poznan — Pl. Nowomiejski 8 


Fernsprecher: 2381, 3717, 3807, 4112, 5372, 5381. 


Zweigstelle Toruń: ul. Żeglarska 26 
Fernsprecher: 174, 267, 22. 


Zakład Ubezpieczeń Wzajemnych w Poznaniu übernahm alle Rechte 
und Pflichten der bisherigen Anstalten Krajowe Ubezpieczenie Ogniowe 
w Poznaniu und Pomorskie Stowarzyszenie Ubezpieczeń w Toruniu. 


Die Anstalt 


VERSICHERT 


gegen Feuer: Gebäude, Mobiliar, Schober; 
gegen Hagel: Bodenfriichte, 


Zakład Ubezpieczeń Wzajemnych w Poznaniu hat nicht Gewinn, 
sondern die Förderung der allgemeinen Wohlfahrt zum Zweck. 


Durch Verordnung des Herrn Staatspräsidenten vom 27. Oktober 1932 
ist am 1. Dezember 1932 das Wirkungsgebiet der öffentlichen Lebens- 
versicherungsanstalt Krajowe Ubezpieczenie na Życie w Poznaniu er- 
weitert und umfaßt die Wojewodschaften Poznań und Pomorze unter 
der Firma 


lakad Ulezpieęzeń na Życie 


w Poznaniu: 
Sitz der Anstalt: Poznań — Plac Nowomiejski 8 


Fernsprecher: 2381, 3717, 3807, 4112, 5372, 5381. 
Zweck der Anstalt: 


Lebensversicherungen mit und ohne ärztliche Untersuchung — 
Aussteuerversicherungen — Gruppenversicherungen — Gründung 
von Sterbekassen. 


Durch Verordnung des Herrn Staatspräsidenten vom 27. Oktober 1932 
sind am I. Dezember 1932 die Feuerwehrkassen Krajowa Kasa Ubez* 
pieczenia Strażaków od wypadków podczas służby pożarnej w Poznaniu 
und Krajowa Kasa Ubezpieczenia Koni podczas służby pożarnej w Pozna* 
niu vereint worden und bilden eine Kasse unter der Firma 


KasaSirazacka „Poznaniu 


Diese führt auf dem Gebiet der Wojewodschaften Poznań und Pomorze 
die Versicherung der Feuerwehrmänner und Pferde gegen Unfälle 1% 
Feuerwehrdienst. 


Adresse: Poznań—Pl. Nowomiejski 8 
Fernsprecher: 2381, 3717, 3807, 4112, 5372, 5381. 


Die Kasse übernahm alle Rechte und Pflichten der bisherigen Kasser 
Krajowa Kasa Ubezpieczenia Strażaków od wypadków w Poznaniu un 
Krajowa Kasa Ubezpieczenia Koni podczas służby pożarnej w Poznan” 


À 
; 


2. Blatt. 


Pommerellen. 


15. Dezember, 


Graudenz (Grudziądz). 


X Der nengegründete Geflügel: und Kaniuchenzucht⸗ 
verein hielt im Dominikowſfkiſchen Lokale feine erſte urdent⸗ 
liche Verſammlung ab, die zahlreich beſucht war. Das 
Gründungsprotokoll kam zur Verleſung und wurde ge⸗ 
nehmigt. Die von der Landdwirtſchaftskammer angeforder⸗ 
ten Statuten entſprachen nicht den Wünſchen der Ver⸗ 
ſammelten und wurden bis zur nächſten Verſammlung 
zurückgeſtellt. Herr Kaßner hielt einen lehrreichen Vor⸗ 
trag über die Züchtung der einzelnen Kaninchenraſſen. Herr 
Krela hatte hierzu aus ſeiner Zucht die Tiere geſtellt. 
Ganz beſonderes Intereſſe brachte man den Caſtorexen mit 
ihrem ſammetweichen Fell entgegen. Redner zeigte u. a. 
auch eine Anzahl ſchon gefärbter und veredelter Felle vor. 
Einige noch nicht dem Verein angehörige Herren traten 


ihm als Mitglieder bei. * 
* Zur Erleichterung des Ankaufs der Gewerbe: und 
Handelspatente werden, wie im amtlichen Organ des Land⸗ 
kreiſes Graudenz bekanntgegeben wird, am 28. und 29. d. M. 
in Rehden (Radzyn) und am 30. und 31. d. M. in Leſſen 
(Caſin) Hilfskaſſen des Graudenzer Finanzamts in Funktion 
treten. Die intereſſierte Kreisbevölkerung wird erſucht, von 
dieſer Gelegenheit Gebrauch zu machen. * 
Im weiteren Verlauf der Verhandlung gegen die 
Obwiepol⸗Mitglieder wurde zunächſt das Zeugenverhör 
fortgeſetzt. So wurde der Vertreter der Kreisſtaroſtei in 
Schwetz, Kicinſki, über das Verbot eines Umzuges durch 
den Obwiepol vernommen. Weiter ſagten der Dekan Ko⸗ 
niger aus Schwetz, der Leiter des Obwiepol in Graudenz 
Zada und andere aus. Nach einer Mittagspauſe nahm 
Staatsanwalt Baczkowſki zu feinem Plädoyer das 
Wort, der in mehr als einſtündiger Rede die Schwetzer Vor⸗ 
fälle, ſowie die Rolle, welche die einzelnen Angeklagten da⸗ 
bei geſpielt haben, beſprach. Der Ankläger behauptete ent⸗ 
ſchieden, daß die geiſtigen Führer, die zugleich mit den an⸗ 
deren Demonſtranten an dem Auftreten gegen die Polizei⸗ 
beamten teilhatten, die Abgg. Sacha und Mazur geweſen 
ſeien, während die Angeklagten Eukaczynſki und Try- 
kowſki als ausführende Organe fungierten. Die An- 
ordnung des Kommiſſars Czewoniarek zum Auseinander⸗ 
treiben der Zuſammengerotteten ſei durchaus gerechtfertigt 
geweſen. Der Staalsanwalt hält die Anklage in ihrer 
ganzen Ausdehnung aufrecht, erklärt ſämtliche Angeklagten 
für ſchuldig und beantragt eine empfindliche Beſtrafung. 
Nach dem Staatsanwalt hielten hie Verteidiger ihre Pä- 
doyers, in denen ſie in langen Darlegungen die Momente 
des öffentlichen Anklägers in bezug auf ein Verſchulden 
ihrer Mandanten materiell und rechtlich widerlegten. Die 
Verhandlung, die nach einer weiteren Pauſe abends 8 Uhr 
nochmals aufgenommen wurde, dauerte bis 10% uhr. Da⸗ 
nach ſetzt der Vorſitzende die Urteilsverkündung auf Mitt⸗ 
woch nachmittag 2 Uhr feſt. Das Urteil lautet wie folgt: 
Die Abgeordneten Sacha und Mazur wurden freigeſprochen. 
Eukaczynſki erhielt 1 Jahr, Trykowſki 9 Monate, Szam⸗ 
bowſki und Mindykomſki je 6 Monate Gefängnis. 
Verurteilten Strafe fällt bis zu 6 Monaten unter die 
Amneſtie, ſo daß alſo die beiden Letztgenannten völlig ſtraf⸗ 
frei bleiben, während Enkaczynſki und Trykowſfki auf die 
verbleibenden 6 bzw. 3 Monate die Unterſuchungshaft an⸗ 
gerechnet wurde. Rechtsanwalt Sofotomffi meldete für alle 
vier Verurteilten Appellation an. * 
X. Diebſtähle. Jan Weglikowſki aus Neuenburg 
(Nowe) iſt hierſelbſt ſein Fahrrad im Werte von 200 Zloty, 
Zygmunt Görecki, Pilſudſkiſtraße 59, Wäſche aus der 
Waſchküche im Werte von 250 Ztoty, Cyrla Pank, Ober⸗ 
thornerſtraße (3 Maja) 17, Schuhwerk im Werte von 70 BŁ 
entwendet worden. i * 


Thorn (Toruń). 
Die blutigen Ausſchreitungen in Gdingen 
vor dem Thorner Appellationsgericht. 


Die am 10. Juli d. J. in Gdingen durch die Mitglieder 
vom O. W. P. hervorgerufenen blutigen Unruhen fanden 
vor dem hieſigen Appellationsgericht ihren Epilog. Wie er⸗ 
innerlich, fällte die Strafkammer des Stargarder Bezirks- 
gerichts bei einer in Gdingen ſtattgefundenen Tagung ein 
Urteil, das die Angeklagten Wacław Eieſielſki, Bernard 

ieper, Mojsy Sobezak, Jan Gofman, Joſef 
aß, Adam Samplawſki, Alfons Sampfawſki, 
Pamet Somni und Franeiſzek Szopinſki für ſchuldig 
erklärt, daß ſie am 10. Juli 1932 im Stadion in Gdingen 
während des Sokoftreffens der Behörde tätlichen Widerſtand 
eiſteten, einen Überfall auf die Polizei ausführten, die 
imzäunungsmauer einſtürzten und das Tor mit Gewalt 
ndrückten, jo daß ein Teil von ihnen in das Innere des 
Stadions gelangen konnten, wobei die Angeklagten Cieſiel⸗ 
ki, Pieper und Sobezak die Haupträdelsführer waren. 
egen dieſer Handlungen verurteilte das Bezirksgericht den 
Angeklagten Cieſielſki zu 1 Jahr Gefängnis, den Ange⸗ 
mlagten Pieper zu 1 Jahr Zuchthaus, Sobezak zu 1 Jahr 
Gefängnis, Hofman und Maß zu je 7 Monaten Gefängnis, 
bowie die Angeklagten Adam und Alfons Samplawifi, Lom- 
und Szopinſki gu je 6 Monaten Gefängnis. Da ſowohl 

a Staatsanwalt, als auch die Verteidiger gegen dieſes 
leteir Berufung eingelegt hatten, jo fand am Montag eine 
ochmalige Verhandlung vor dem Thorner Appellations- 
gericht unter dem Vorſitz des Vizepräſidenten Klank ſtatt. 
aach der Eröffnung des Verfahrens forderte die Verteidi⸗ 
dung, den Angeklagten Cieſielſki aus der Haft zu entlaſſen. 
Tiefer Antrag wurde vom Gericht abgewieſen. Hierauf 
ſelangten die Protokolle der Verhandlung der erſten In⸗ 
człó zur Verleſung und wurde dann das Beweisverfahren 
köffnet. Nachdem dann einige Zeugen vernommen worden 
ZĘ TER, wurde die Verhandlung zwecks Ladung weiterer 
"Eugen vertagt. xk 


+ Der Waſſerſtand der Weichſel ſtieg in den letzten 


24 z 


Stunden um 3 Zentimeter an und betrug Mittwoch früh 


4 Meter über Normal. 
trombreite hält an. 


Das Grundeistreiben auf ganget 


Der 
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Arbeitsausſchuß der deutſchen Winterhilfe, 
Grandenz. 


Deutſche Rundſchau. 


Bromberg, Freitag den 16. Dezember 1932. 


+ Apotheken⸗Nachtdienſt von Donnerstag, 15. Dezember, 
abends 7 Uhr, bis Donnerstag, 22. Dezember, morgens 
9 Uhr einſchließlich, ſowie Tagesdienſt am Sonntag, 18. De⸗ 
zember, hat die „Adler⸗Apotheke“ (Apteka pod Orłem), Alte 
ſtädtiſcher Markt (Rynek Staromiejjfi) 4, Gernipreder 
Nr. 7. 

rk Die Deutſche Bühne Thorn gab Sonntag nachmittag 
um 4 Uhr eine einmalige Wiederholung ihrer Jubiläums⸗ 
Feſtaufführung mit dem Luſtſpiel „Jm weißen Röß l“ 
von Blumenthal und Kadelburg, unter Mitwirkung der 
Orcheſter-Abteilung des Deutſchen Heims. Aus der nähe- 
ren und weiteren Umgebung und auch aus der Stadt waren 
ſo viele dazu erſchienen, daß der Saal faſt ausverkauft war. 
Von Anfang an war der Kontakt zwiſchen Bühne und 
Publikum hergeſtellt und das immer wieder laut ertönende 
Lachen war der Beweis für die Darſteller, daß ſie ihre 
Sache gut machten. Die Aufführung übertraf die Feſtauf⸗ 
führung am Jubiläumstage, die eingeſtandenermaßen nicht 
fo flott und fröhlich zuſtande gekommen iſt. Lang an- 
dauernder Beifall rief nach jedem Aktſchluß die Darſteller 
wiederholt vor das Publikum. Nach der Vorſtellung blieb 
die Spielerſchar noch längere Zeit bei einem äußerſt gemüt⸗ 
lichen internen „Geruſchel“ zuſammen, bei dem der von der 
Bromberger Schweſterbühne geſtiftete Pokal die Runde 
machte und jedem ein kleines Andenken an das Zehnjahres⸗ 
Jubiläum überreicht wurde. 2.2 

v Epilog der Mordtat bei Wieſes Kämpe. Das Thorner 
Appellationsgericht ſetzte am Sonnabend unter dem Vorſitz 
des Vizepräſidenten Klank die Berufungsverhandlung 
gegen den wegen Ermordung des Malers Anton Görecki 
angeklagten Chauffeur der Autodroſchke Nr. 33, Jaku⸗ 
bowſki, fort. Auf Antrag des Verteidigers wurden noch 
der Unterſuchungsrichter Samare und der Gerichts⸗ 
ſekretär Wawrzyniak, die der Exhumierung der Leiche 
des Ermordeten beigewohnt hatten, als Zeugen vernommen. 
Nachdem ſich dann der Gerichtshof zu einer längeren Bera⸗ 
tung zurückgezogen hatte, erfolgte um 6 Uhr nachmittags 
die Urteilsverkündung. Das Appellationsgericht 
hielt den Angeklagten, der in der Nacht zum 15. Februar 
1931 an der Perſon des Górecfi verübten Mordtat für 

überführt und beſtätigte daher bezüglich der Schuld das 
Urteil der erſten Inſtanz. Betreffs der Strafe erkannte das 
Gericht, da es die Tat als im Affekt geſchehen betrachtete, 
zu nur 6 Jahren Gefängnis. x. 

t Aus dem Gerichtsſaal. Die Brüder Walenty und 
Edmund Gaſiorowſki waren am Pfingſtſonntag über 
den zur Kirche gehenden Borowſki hergefallen, mit dem jie 
eine perſönliche Abrechnung vorhatten. Mit Steinen 
ſchlugen ſie ihm dabei mehrmals über den Kopf, ſo daß 
ein Schädelbruch eintrat, an deſſen Folgen B. bald 
darauf verſtarb. Das Bezirksgericht hatte die Brüder 
zu je 2% Jahren Gefängnis verurteilt, wogegen Be⸗ 
rufung eingelegt war. Vor dem Appellations⸗ 
gericht als Berufungsinſtanz verteidigten ſich die An⸗ 
geklagten damit, daß der Begleiter des B., ein gewiſſer 
Krölik, den Streit angefangen habe, 
Walenty G. mit einem ſtumpfen Gegenſtand über den Kopf 
geſchlagen habe. Sie hätten darauf nur in der Notwehr 
gehandelt. Nach eingehender Beweisaufnahme wurde das 
erſtinſtanzliche Urteil beſtätigt. — Wegen Ver⸗ 
gewaltigung eines geiſtig zurückgebliebenen Mädchens 
ſtanden Bernard Wieczorek und Joſef Kaſprzyk 
aus Kunzendorf (Konczemwice) hieſigen Kreiſes vor den 
Schranken des Bezirksgerichts, bei dem die Öffentlichkeit 
wegen Gefährdung der Sittlichkeit ausgeſchloſſen war. 
W. erhielt 8 Monate Gefängnis zudiktiert, davon iſt die 
Hälfte durch die Amneſtie erlaſſen und für die andere 
Hälfte wird ihm Strafaufſchub gewährt. K. wurde zu 
6 Monaten Gefängnis verurteilt, die durch die Amneſtie 
erlaſſen ſind. 1 W 

v Straßenzerſtörung. Auf der Jakobsvorſtadt geht, wie 
uns berichtet wird, faſt der ganze Laſtverkehr durch die 
Schlachthausſtraße (Pray Rzezni). Die zur Stadt fahrenden 
Ziegelfuhrwerke, Laſtwagen, Laſtautos uſw. nehmen ihren 
Weg, anſtelle durch die Leibitſcherſtraße (ul. Lubicfa) zu 
fahren, durch die ul. Targowa zur Schlachthausſtraße. Dieſe 
Straße wurde unlängſt gebaut und hat, da die Kanaliſierung 
der Straße noch nicht zu Ende geführt ift, eine nur provi- 
ſoriſche Straßendecke. Die Folge dieſes Zuſtandes iſt die, 
daß der Fahrdamm in der Schlachthausſtraße einer voll⸗ 


Graudenz. 


indem er dem 


Nr. 288. 


ſtändigen Zerſtörung unterliegt. Da die Leibitſcherſtraße 
vollauf den Erforderniſſen eines Laſtenverkehrs entſpricht, 
ſo müßte der Magiſtrat ſchnellſtens dafür Sorge tragen, 
daß die Schlachthausſtraße für den Durchgangsverkehr von 
Laſtwagen geſperrt wird. * * 

+ Unnötig alarmiert wurde Dienstag nachmittag die 
Feuerwehr und zwar nach der Waldſtraße (ul. Siomackiego), 
wo über einem Hauſe dichter ſchwarzer Rauch aufſtieg. Er 
ſtammte wohl von einem Brande, der aber im Ofen ſchön 
eingedämmt war. * * 

== Aus dem Landkreiſe Thorn, 13. Dezember. Während 
der Abweſenheit der Bewohner drang neulich nachmittag 
ein Unbekannter bei Anton Falkowſki in Wieſenburg 
(Przyſiek) in die Wohnung ein, aus der er eine Brieftaſche 
mit 600 Ztoty in Banknoten ſowie zwei Ledertaſchen mit 
Inhalt von 300 Zloty Kleingeld mitnahm. Nach dem frechen 
Diebe wird polizeilicherſeits gefahndet. * 

s 


t Podgora (Podgörz) bei Thorn, 14. Dezember. Das 
hieſige Standesamt regiſtrierte im Monat November 
17 Geburten (8 Knaben und 9 Mädchen), ſowie 7 Todes⸗ 
fälle (3 männliche und 4 weibliche Perſonen), darunter eine 
Perſon im Alter von über 60 Jahren und 3 Kinder im 
erſten Lebensjahre. In demſelben Zeitraum wurden vier 
Eheſchließungen vollzogen. 


— me un 


ef Briefen (Wąbrzeźno), 14. Dezember. Unbekannte 
Täter drangen in den Laden des Kaufmanns Markowſki 
in der Ghełmińjfa ein und ſtahlen Kolonialwaren im Werte 
von ca. 1000 Ztoty. Von den Dieben fehlt jede Spur. — 
Diebe ſtatteten der Speiſekammer des Landwirts A. Naß 
in Piwnitz einen unerwünſchten Beſuch ab und ließen dabei 
eine größere Menge Lebensmittel mitgehen. — Während 
des letzten Wochenmarktes wurde dem P. Sikora in 
Hohenkirch ein Herrenfahrrad geſtohlen, als er ſelbiges ohne 
Aufficht ſtehen ließ. Es gelang jedoch, den Dieb auf der 
Flucht zu ergreifen und ſeine Beute dem rechtmäßigen 
Eigentümer zuzuſtellen. 

d. Gdingen (Gdynia), 13. Dezember. Ein Unglücks ⸗ 
fall ereignete ſich heute auf der Chauſſee in der Richtung 


| nach Rheden, unweit des Elektrizitätswerkes. Durch ein auf 


dem Fahrdamm vom Winde bewegtes Papierſtück ſcheuten 
die Pferde des Landwirts F. Kaczynſki und ſchleuderten 
den Wagen gegen einen Baum. Der Landwirt blieb mit 
einem Armbruch bewußtlos liegen, der Wagen wurde 
zertrümmert. — Durch das Dienſtmädchen K. Liedtke 
ſyſtematiſch beſtohlen wurde der Kaufmann M. Szyman⸗ 
ſki, der einen Schaden von über 800 Złoty erleidet. — Beim 
Überqueren des Bahndammes fiel infolge der Glätte der 
Arbeiter J. Jakimowicz ſo unglücklich, daß er einen 
ſchweren Beinbruch davontrug. — Ein Unfall er⸗ 
eignete ſich heute im Hafen. Eine Lokomotive fuhr gegen 
das Lieferauto des W. Serma, dag ſehr beſchädigt wurde. 
Die Inſaſſen wurden nur leicht verletzt. Der entſtandene 
Sachſchaden überſteigt 2000 Zloty. — Großes Aufſehen er⸗ 
regte hier die Verhaftung des Mitinhabers der großen 
Wäſcheanſtalt „Syrena“ H. Kaczmarek. Dem Genannten 
wird zur Laft gelegt, mehrere Tauſend Zloty neruntreut zu 
haben. — Überfallen wurde geſtern nacht in der Hafen⸗ 
ſtraße die 38jährige Pauline Kalinſki. Unbekannte Diebe 
warfen fie zu Boden und raubten ihr dann die Handtaſche 
mit etwa 100 Zloty Inhalt. — Im Zuge beſtohle n 
wurde unweit Gdingen der Reiſende Franz Tetzlaff von 
hier. Als er eingeſchlafen war, ſtahl ihm ein Mitreiſender 
die Geldtaſche mit 300 Zloty, mehreren Wechſeln und Aus⸗ 
weiſen. 

d Hela (Hel), 14. Dezember. Ein neuer Leucht⸗ 
tur m wird auf der Halbinſel auf der Schwedenhöhe unweit 
Helas errichtet werden, wo ſich in der letzten Zeit zahlreiche 
Schiffsunglücksfälle ereigneten. Der Leuchtturm wird mit 
den modernſten techniſchen Einrichtungen, Radioſtation, Un⸗ 
terwaſſerſignaliſation uſw. ausgeſtattet werden. Die Bau⸗ 
koſten werden 400 000 Zloty betragen. 

g Stargard (Starogard), 14. Dezember. Im Damen⸗ 
putzgeſchäft Guttmann in der Paderewſkiſtraße wurde 
ein Einbruch verübt. Die unerkannt entkommenen Diebe 
brachen die Türe auf, gelangten in den Laden und ſtahlen 
einen Lederkoffer, zwei Damenhandtaſchen mit Geldinhalt 
u. a. m. im Werte von zuſammen 200 Złoty. 


Thorn. 


Der Weihnachtstiſch der undfrau WE 1 


Ausſtellung u. Verkauf von ländl. Erzeugniſſen 
u. Handarbeiten durch den landw. Hausfrauen- 
Berein am Freitag, dem 16. Dezember, nachm. 
3 Uhr, im „Goldenen Löwen“. 9842 

Frau Orlovius: Gubin, Vorſitzende. 
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Deutſche Winterhiife, Graudenz. Emvali bmi Ge 
vo . a 
wir die Arbeit auch für dieſen Winter wieder |ab zu vermiet. Meldg. 


Durch die Not der Zeit gezwungen, haben 
aufgenommen, in der Meile, wie fie fih im un 
vorſgen Jahre gut bewahrt hat. Wir bitten E 
Alle, die noch ein Herz für die unter der Ar⸗ 
beitsloſigkeit Notleidenden und die Mittel dazu 

aben, uns wiederum zu unterſtützen durch 
ergabe von Kleidungsſtücken, Wäſche, Lebens⸗ 
mittel aller Art, Brennmaterial und Geld. 
Annahme tellen hierfür ſind: 
Büro Deutſcher Wohlfahrtsbund, 
Staſzica 7 (Marienheim). * 
Pfarrhaus bes Deren Pfarrer Dieball, 


grodowa. 
Pfarrhaus des Herrn Pfarrer Gürtler, 
Poniatowſtiego. 8358 
Herberge zur Heimat, ul. Gen. Hallera 1, 


wert!. 
Mictiewicza 16. 
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äftsſt. d. Buchhandl. 

. Kriedte, Grudzigdg. 
e eee 
Suche zur Ablöſung der 
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. Kaffe, Bedienung firchl. Nachrichten. 
Sonntag, d.18.Dezbr. 1932 

rzedzamcze 20, Tele- 

fon 1242, Lager: Chro- 4. Advent. 


brego 21, Tel. 113. oe] Bedeutet anſchließende 
REC EN TY endmahlsfeier. 
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Sonntag, d. 18. Dezbr. 1932 [ſtändig zu haben an derſandacht, Sonntag, vorm. 


9489 Telefon 98 


4. Advent Altſt. eval. Kirche. 9800 11½ Uhr Eröffnungs⸗ 
* Bedeutet anſchließende Bibliothek u. Schreib: gottesdienſt, Generalſup. 
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Eine gefährliche Gegenforderung. 


Polen fordert Gleichberechtigung auf dem Gebiet des Minderheitenſchutzes. 


Im Zuſammenhange mit dem Genfer Ab⸗ 
kommen, in dem Deutſchland die Gleich⸗ 
berechtigung auf dem Gebiet der R ü ftu n- 
gen zuerkannt wurde, gab eine gewiſſe pro⸗ 

* minente Perſönlichkeit, die angeblich der Regie⸗ 
rung naheſteht und mit ihr auf parlamentari⸗ 
ſchem Gebiet zuſammenarbeitet, dem „Iluſtro⸗ 
wany Kurjer Codzienny“ folgende Erklärung ab: 


Beabſichtigen die Großmächte den Grundſatz der Gleich⸗ 
heit; der Rechte und der Pflichten in Anwendung zu brin⸗ 
gen und ſoll die Entſcheidung über die Frage der Gleich⸗ 
berechtigung der Anfang zur Verwirklichung dieſes Grund⸗ 
ſatzes ſein, ſo müßten die den nationalen Minder⸗ 
heiten gegenüber eingegangenen Verpflichtungen ent⸗ 
weder aufgehoben, oder auf ſämtliche Staaten 
ausgedehnt werden, die Minderheiten beſitzen. Der 
Völkerbund macht im gegenwärtigen Augenblick eine 
Kriſis duch; dies iſt allgemein bekannt. Die Polniſche Re⸗ 
gierung ſteht auf dem Standpunkte der Zuſammenarbeit 
mit den Genfer Faktoren auf dem Gebiet der normalen 
Geſtaltung der Verhältniſſe. In ſchwierigen Augenblicken, 
die der Völkerbund durchlebt, tut ſie ihrerſeits alles, damit 
deren Anſehen gewahrt werde. In dieſem (22) Sinne 
hat Polen, als es dem Völkerbunde beitrat, gewiſſe Ver⸗ 
pflichtungen auf ſich genommen: Verpflichtungen gegenüber 
ſeiner Minderheit. Die Polniſche Regierung iſt dieſe Ver⸗ 
pflichtungen in der Meinung eingegangen, daß ſie, hervor⸗ 
gerufen durch die im Jahre 1918 herrſchenden Bedingungen, 
einen vorübergehenden Charakter haben werden. 
Man war der Meinung, daß dieſe Verpflichtungen entweder 
in das moraliſche Bewußtſein aller Staaten eindringen, 
daß ſie zu allgemeinen Verpflichtungen werden, oder 
daß man ſie in ſämtliche inneren Geſetzgebungen auf⸗ 
nimmt. Man vertrat auch den Standpunkt, daß das Leben 
dieſe Verpflichtungen gegenſtandslos machen werde. 
Die Praxis hat ergeben, daß die Minderheiten⸗ 
verpflichtungen eine ungerechte Ungleichheit unter 
den Staaten ſchaffen. Minderheiten gibt es in allen 
Staaten; doch nur einige Staaten verpflichtet das 
Minderheiten⸗Traktat. Dann ſind die Minderheiten⸗Ver⸗ 
pflichtungen in ihr Gegenteil verkehrt bzw. verzerrt wor⸗ 
den. Sie werden oft für Nebenzwecke mißbraucht, und da⸗ 
her ſcheint es unmöglich, an dieſer Ungleichheit feſtzuhalten, 
auf Grund deren einige Staaten der internationalen Kon⸗ 
trolle unterliegen, indem ihre Souveränität geſchmälert 
wird, andere wiederum, die ebenfalls Minderheiten haben, 
von dieſen Verpflichtungen befreit ſind. Nach der herr⸗ 
ſchenden Überzeugung kann man ſich nicht damit einver⸗ 
ſtanden erklären, daß einige Minderheiten ohne einen modus 
vivendi der Zuſammenarbeit mit ihren Staaten zu ſuchen, 
zu der Hilfe anderer ihre Zuflucht nehmen. Die Minder⸗ 
heiten⸗Verpflichtungen ſchaffen gerade das Element der 
Zwietracht und des Mißtrauens zwiſchen einem 
gewiſſen Teil der Bürger und dem Staat. Will man ſich 
in den internationalen Beziehungen auf den Grundſatz der 
Gleichheit der Rechte und der Pflichten ſtützen, 


ſo müſſe dieſer Grundſatz von dem Gebiet der Rüſtungen 


auch auf andere Gebiete übergehen. 

Die Frage der Gleichberechtigung läßt die Frage der 
Aufhebung der Verpflichtungen des Minder⸗ 
heiten⸗Traktats offen. Die Polniſche Regierung 
könnte ihr Einverſtänoͤnis mit der Gleichberechtigung der 
Rüſtungen verſagen, dann aber würde die Verſtändigung 
der Mächte in der Luft hängen bleiben. Bekanntlich darf 
Deutſchland nicht aufrüſten, ohne das Einverſtändnis aller 
Signatare des Verſailler Traktats (ſomit auch Polens) und 
des Völkerbundes. Legt alſo die Polniſche Regierung in 
dieſer Frage ihren Einſpruch ein, ſo wird dies gleich⸗ 
bedeutend ſein mit der Einleitung von diplomatiſchen 
Schritten, dahingehend, daß fie von dem Minderheiten: 
Traktat befreit werde, Die Gerüchte, die in politiſchen 
Kreiſen im Umlauf ſind und nach denen das Außen⸗ 
miniſterinm bereits eine vorbereitete Formel in 
dieſer Frage hat, ſcheinen, fo ſchließt der „Kurjer Ju- 
ſtrowony Codzienny“, bei dieſem Sachzuſtand durchaus be⸗ 
rechtigt. Dieſe Formel würde ſich auf den Grundſatz 
ſtützen: Gleichheit der Rechte und der Pflichten aller Signa⸗ 
tare des Verſailler Traktats und der Mitglieder des Völker⸗ 
bundes. 

* 


Auf Stronifis Spuren. 


Als der vormals jüdiſche Abg. Stronſki feiner- 
zeit einen mit gleichem Gas gefüllten Verſuchsballon in die 
Lüfte ſteigen ließ, kreuzte der heute noch jüdiſche Chef⸗ 
redakteur des „Naſz Przeglad”, Herr Szwalbe, mit 
ſeiner Antwort ſo ſcharf und treffend dagegen an, daß der 
Ballon Stronſkis ſehr bald auseinanderplatzte. Warum jetzt 
dieſes zweite Verſuchsmanöver, bei dem man ſich fogar auf 
internationalem Boden blamieren möchte? Der Regie⸗ 
rungsblock hat den Nationaldemokraten nahezu alle außen⸗ 
politiſchen Richtlinien abgeſehen und zu den eigenen ge⸗ 
macht: die Freundfchaft mit den Sowjets und die Feind- 
ſchaft mit den Deutſchen. Er iſt aber nicht verpflichtet, 
jede Dummheit nachzumachen, die der Stab des Herrn 
Dmowſfki vorſchreibt. i 

Zu dieſen Torheiten gehört der Gedanke, die deutſche 
Forderung auf Gleichberechtigung im Rüſtungsweſen 
mit der polniſchen Forderung nach Verallgemeinerung oder 
gar nach Aufhebung der Minderheiten⸗Schutzverträge zu 
verquicken. Man beſchwört hierzulande täglich die Gültig⸗ 
keit des Friedenstraktats von Verſailles. In 
dieſem Dokument ſteht klar und deutlich zu leſen, daß alle 
Staaten abrüſten ſollen und daß Deutſchland damit nur den 


Anfang machen müſſe. Die Abrüſtung Deutſchlands iſt ſ. Zt. 


von der Botſchafterkonferenz anerkannt worden. Wenn 
Deutſchland jetzt die Abrüſtung ſeiner Vertragsgegner for⸗ 
dert, in fordert es damit nur die Erfüllung des Friedeus⸗ 
traktats. Wird ihm dieſe Forderung nicht bewilligt, dann 
iſt der Friedensvertrag zerriſſen. Den Schaden davon haben 
die Gewinner von Verjailles, die deshalb ganz beſonders an 
der Gleichberechtigung Deutſchlands auf dem Rüſtungs⸗ 
gebiet intereſſiert ſein ſollten. 


Sicherungs⸗Hypothek auf neuem Landerwerb. 


In dem gleichen Friedenstraktat von Verſailles wird 
in Art. 93, Abſ. 1, folgendes beſtimmt: 


„Polen nimmt unter Zuſtimmung, daß die alliier⸗ 
ten und aſſoziierten Hauptmächte dies in einen 


den Sätze: 


mit ihm zu ſchließenden Vertrag aufnehmen, die 
Beſtimmungen an, welche dieſe Mächte für notwendig 
erachten, um in Polen die Intereſſen der nationalen, 
ſprachlichen und religiójex Minderheiten zu 
ſchütz e u.“ . 

Die gleiche Klauſel verpflichtet im Art. 86 des Friedens- 
vertrages die Tſchechoſlowakei. In den Verträgen 
von St. Germain, Trianon und Sèvres werden noch andere 
Staaten im öſtlichen Mitteleuropa mit der gleichen Auflage 
bedacht. Es handelt ſich dabei, wohl gemerkt, nur um ſolche 


Staaten, die ihr Gebiet vermehren konnten, oder die, 


gar erſt in den Friedenstraktaten neu eutſtanden find. Es 
iſt dabei ferner bezeichnend, daß die angeführten Verpflich⸗ 
tungsklauſeln jedesmal jenen Artikeln im Text folgen, die 
von dem Gebietsgewinn handeln. 


Es beſteht alſo kein Zweifel, daß die Minder⸗ 

e lwa als ein Eutgelt für den in 

den Pariſer Vorortverträgen erlangten Gebiets⸗ 
gewinn anzuſehen ſind. 


Mit keiner Zeile ijt davon die Rede, daß fie auf al le 
Staaten ausgedehnt werden folen, während das die Ab⸗ 
rüſtungsklauſel der genannten Verträge ausdrück⸗ 
lich vorſchreibt. Die Minderheitenſchutzverträge liegen 
alſo keineswegs auf der Ebene der Gleichberechtigung im 
Rüſtungsweſen. Sie ſind vielmehr ein ſehr beſcheidenes 
vertragliches Gegenſtück zu den Tandgewinnen, die den 
neuen Staaten beſchieden waren. Wer die Minderheiten⸗ 
ſchutzverträge ſtreichen will, der gefährdet damit den Land: 
gewinn. Denn nur unter dieſer Bedingung des inter⸗ 
national garantierten Minderheitenſchutzes haben die Zen⸗ 
tralmächte in den Pariſer Vorortverträgen in die Abtre⸗ 
tung wertvoller Provinzen gebilligt. Auf der anderen Seite 
haben ſie auch nur unter der Bedingung die Abrüſtungs⸗ 
Verpflichtungen unterſchrieben, daß dieſe Verpflichtungen auf 
alle Unterzeichner der Verträge ausgedehnt werden 
müßten. Nur ein Neuling in der Politik, der den Text der 
Friedensverträge nicht kennt, kann alſo im Krakauer 
„Kurjer“ behaupten, daß Polen nur deshalb die Minder⸗ 
heitenſchutzverträge unterſchrieben habe, um die „Zuſammen⸗ 
arbeit mit den Genfer Faktoren“ zu ſichern und das „An⸗ 
ſehen des Völkerbundes zu wahren“. Ein ſolcher Sinn 
wäre gerade vom polniſchen Standminktte aus ſinnlos 
geweſen, da man grundſätzlich vor einem Dutzend Jahren 
genau fe wie heute die Verallgemeinerung der Minder⸗ 
heitenſchutzverträge wollte, wenn man fie ſchon überhaupt 
nicht umgehen konnte. Won dieſer grundſätzlichen Einſtel⸗ 
lung hat Polen nur deshalb abgehen müſſen, weil die 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächte lebenſo wie Dentſch⸗ 
land) ſich nur unter der Bedingung des Minderheiten: 
ſchutzes zu den umfangreichen Gebietsabtretungen an Polen 
verſtehen wollten. 


Clemenceau ſchreibt an Paderewfki. 


Zum Überfluß hat in jenen Tagen ein gewiß nicht der 
Deutſchfreundlichkeit verdächtiger Interpret, nämfich der 
franzöſiſche Miniſterpräſident Clemenceau, als Wort- 
führer der Friedenskonferenz noch an den polniſchen Mi⸗ 
niſterpräſidenten Paderewſki einen (vom 24. Juni 1919 das 
tierten) Brief geſchrieben, der als Begleitſchreiben zum Min⸗ 
derheitenſchutzvertrag von dieſem untrennbar geworden ift. 
In dieſem Schreiben des „Tigers“ Clemenceau wurden die 
Richtlinien dargelegt, welche die alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Hauptmächte bei der Abfaſſung der Minderheiten⸗ 
klauſel geleitet haben. Wir zitieren wörtlich die entſcheiden⸗ 


„In erſter Linie bemerke ich, daß der Vertrag 
kein Novum darſtellt. Es iſt eine ſeit langem im 
öffentlichen europäiſchen Recht feſtgelegte Handhabung, 
daß, wenn ein Staat gejchafjen wird, oder wenn ein bes 

reits beſtehender Staat erhebliche Gebietsvergröße⸗ 

rungen erfährt, ſeine gemeinſame und formelle Aner⸗ 
kennung durch die Großmächte von einer Verſiche⸗ 
rung begleitet ſein muß, daß dieſer Staat ſich in der 
Form von einer internationalen Konvention ver⸗ 
pflichtet, gewiſſe Regierungsprinzipien zu beobachten. 
Dieſes Prinzip, über welches zahlreiche Präze⸗ 
denzfälle vorliegen, hat ſeine offenkundigſte An⸗ 
wendung gefunden, als die unabhängige Souveränität 
Serbiens, Montenegros und Rumäniens 
durch die letzte große Verſammlung der europäiſchen 
Mächte auf dem Berliner Kongreß anerkannt 
wurde.“ 

Clemenceau führt dabei die Außerungen des Lord Sa⸗ 
lesbury, von Waddington, des Fürſten Bismarck, 
der Grafen de Laun ay und An draſſy nach dem Pro- 
tokoll vom 28. Juni 1878 an, die ſich auf jenem Berliner 
Kongreß in ſolchem Sinne ausſprachen. An anderer Stelle 
werden noch andere Präzedenzfälle von Clemenceau 
angeführt: 


„Das Königreich der vereinigten Niederlande 
anerkannte 1814 formell beſtimmte Verpflichtungen 
gegenüber den zu jener Zeit dem Königreich ein ver⸗ 
leibten belgiſchen Provinzen, Verpflich⸗ 
tungen, welche eine erhebliche Einſchränkung der un⸗ 
beſchränkten Ausübung ſeiner Souveränität brachten. 
Bei der Aufrichtung des Königreichs Griechen⸗ 
land wurde entſchieden, daß die Regierung dieſes 
Staates eine beſtimmte gleichzeitig monarchiſche und 
konſtitutionelle Form annehmen ſollte. Als Teſſa⸗ 
lien Griechenland einverleibt wurde, 
wurde feſtgeſetzt, daß die Perſonen, die Güter, die 
Ehre, die Religion und die Gewohnheiten derjenigen 
Einwohner der an Griechenland abgetretenen Ort- 
ſchaften, welche unter helleniſcher Verwaltung blieben, 
ganz genau reſpektiert werden müßten, und daß ſie 
ſich ganz derſelben bürgerlichen und politiſchen Rechte 
erfreuen ſollten, wie die urſprünglichen helleniſchen 
Untertauen. Es wurden u. a. ganz genaue Beſtim⸗ 
mungen zum Schutz der mohammedaniſchen Bevölke⸗ 
rung dieſer Gebiete eingefügt.“ 


Nachdem der franzöſiſche Miniſterpräſident in ſolcher 
Weiſe mit auffallender Ausführlichkeit 
unterzeichneten Minderheitenſchutzvertrag als 

ein Gegenstück der erlangten Gebietsgewinne 


unzweideutig gekennzeichnet hat, gibt er Herrn Paderewſkt 
noch eine nähere Begründung dafür an, warum 
gerade die alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 


den von Polen 


mächte als Vertragsgegner in Frage kämen. Es heißt 


in dem Begleitſchreiben: 


„Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte find 
der Meinung, daß ſie es an der ihnen zugefallenen 
Verantwortlichkeit fehlen laſſen würden, wenn ſie bei 
der Gelegenheit ſich von dem entfernten, was für ſie 
eine feſte Tradition geworden iſt. Bei dieſer 
Gelegenheit muß ich Ihre Aufmerkſamkeit auf die Tat⸗ 
ſache richten, daß die polniſche Nation den Anſtrengun⸗ 
gen und den Opfern der Mächte, in deren Namen ich 
mich an ſie wende, ihre Unabhängigkeit zu 
danken hat. Es iſt ihrer Entſcheidung zu danken, 
daß die polniſche Souveränität auf dem Wege iſt, auf 
die in Frage ſtehenden Gebiete wieder ausgedehnt zu 
werden, und daß die Bewohner dieſer Ge⸗ 
biete der polniſchen Nation einverleibt 
werden ſollen. Hauptſächlich von der Stütze, 
welche die Hilfsquellen dieſer Mächte dem 
Völkerbund zuteil werden laſſen, wird Polen in 
Zukunft abhängen. Daraus erwächſt für dieſe 
Mächte die Verpflichtung, welcher ſie ſich nicht 
entziehen können, in der dauerhafteſten und 
feierlichſten Form die Garantien gewiſſer Haupt⸗ 
rechte ſicherzuſtellen, welche den Einwohnern den 
nötigen Schutz bieten, welches auch immer die Ver⸗ 
änderungen ſeien, die in der inneren Konſtitution 
des Polniſchen Staates ſich ereignen könnten. Um 
dieſer Verpflichtung nachzukommen, ift die Klauſel 
93 in den Friedensvertrag mit Deutſchland eingefügt 
worden. Dieſe Klauſel bezieht ſich nur auf Polen, 
aber eine ähnliche Klauſel ſichert der Tſchechoſlowakei 
die Anwendung derſelben Prinzipien, und andere 
Klauſeln ſind in den Friedensvertrag mit Sſterreich 
aufgenommen und werden in die Verträge mit Un⸗ 
garn und Bulgarien aufgenommen werden, um ähn⸗ 
liche Verpflichtungen den anderen Staaten aufzu⸗ 
erlegen, welchen die verſchiedenen Verträge er he b⸗ 
lichen Gebietszuwachs zuſichern werden.“ 


Durch dieſe klar betonte Beſchränkung der 
Minderheitenſchutz⸗Verträge auf genau bezeich⸗ 
nete neue Staaten mit Landgewinn wurde die 
Verallgemeinerung dieſer Garantie:Bertrige auf 
andere Staaten ebenſo ausdrücklich abgelehnt 
wie in der Abrüſtungsklauſel des Friedenstrat⸗ 
tats die Verallgemeinerung der deutſchen Ab⸗ 
rüſtung ebenſo ausdrücklich vorgeſchrieben 


wurde. 
® 


Garantie in dauerhafteſter Form. 


Wir könnten noch weitere Sätze aus dem Begleit- 
ſchreiben Clemenceaus an Paderewſki zitieren, die in ähn⸗ 
licher Weiſe die Gedankengänge der anonymen „prominen⸗ 
ten Perſönlichkeit“ authentiſch ad absurdum führen. Für 
heute mögen die vorgebrachten Zitate genügen. Das Be⸗ 
gleitſchreiben widerlegt auch unzweideutig die im Stra: 
kauer „Kurjer“ geäußerte Annahme, daß Minder⸗ 
heitenſchutzverträge nur einen „vorübergehenden Charakter“ 
haben ſollten. Dieſe Annahme iſt grundfalſch. Den 
beſagten Verträgen wurde vielmehr der gegenteilige Wunſch 
in die Wiege gelegt. Clemenceau ſchreibt ausdrücklich, daß 
die Mächte die Garantien des Minderheitenſchutzvertrages 
„in der dauerhafteſten und feierlichſten Form“ ſicherſtellen 
wollten. Von einer Aufhebung der Minderheitenſchutz⸗ 
verträge iſt weder in den Verträgen ſelbſt, noch in den Be⸗ 
gleitſchreiben auch nur mit einer Silbe die Rede. Im 
Art. 12 des Minderheitenſchutzvertrages wird nur über Ab⸗ 
änderungs möglichkeiten mit Zuſtimmung der Mehrheit des 
Völkerbundrats geſprochen. Aus dem Umſtande, daß an 
dieſer Stelle über die Modalitäten einer etwaigen Auf: 
hebung völlig geſchwiegen wird, muß jeder Kenner des inter⸗ 
nationalen Rechts folgern, daß an eine Aufhebung über⸗ 
haupt nicht gedacht war. Zu der gleichen Folgerung 
kommt man noch aus einem zweiten Grunde. Der oben 
angeführte Art. 93 enthält in ſeinem zweiten Abſatz noch 
die Verpflichtung für gewiſſe wirtſchaftliche Privi⸗ 
legten, die Polen den anderen Mächten zugeſtehen mußte. 
Auf dieſe bkonomiſchen Klauſeln, die im Auſchluß 
an den Minderheitenſchutzvertrag in einem zweiten Kapitel 
näher umſchrieben find, kommt Clemenceau am 
Schluß ſeines Begleitſchreibens an Pade⸗ 
rewſki zu ſprechen. Und da ſagt er ausdrücklich: 


„Eine gewiſſe Anzahl dieſer Beſtimmungen 
haben einen rein vorläufigen Charakter und find nur 
zu dem Zweck eingefügt, um über die kurze Zeit⸗ 
ſpanne zu kommen, die vergehen wird, bis Polen 
ſelbſt ein beſtimmtes allgemeines Reglement geſchaſſen 
hat, oder Handelsverträge, oder allgemeine Mb” 
ez welche von der Liga der Nationen anerfanit 

nd.“ ; 


Mit anderen Worten: Nur dieje ökonomiſchen 
Klauſeln und auch dieje nur teilweiſe haben einen 
„rein vorläufigen Charakter“. Clemenceau ſtellt fic damit 
den politiſchen Klanſeln gegenüber, die dieſen „vor 
läufigen Charakter“ nicht haben und unterſtreicht mi 
ſolchem argumentum e contrario (Begründung vom Gegen 
teil her) nur fein vorher geſchriebenes Wort von der dauer 
hafteſten und feierlichſten Form der Sicherſtellung des 
Minderheitenſchutzvertrages. 


‘ Irrwege der Kritik. 


Auf die übrigen bekannten Beſchwerden der anonyme. 
prominenten Perſönlichkeit brauchen wir nur mit kurze! 
Sätzen einzugehen. Man behauptet. die Minderheiten va, 


träge würden für Nebenzwecke mißbraucht. b: 
U. 


Behauptung iſt billig, folange man den Beweis daf 0 
ſchuldig bleibt. Selbſt wenn man aber die Möglich, 
keit eines ſolchen Beweiſes hätte gißt es ein ſehr probate 
Mittel, die gefährlichen Nebenzwecke ebenſo wie die gama” 
Tätigkeit des Völkerbundes auf dieſem Gebiet augi” 
ſchalten. Man braucht nur die Minderheiten gerecht ö 
behandeln. Wenn fie fiH dann beſchweren, würden ſie ; 
ſelbſt und alle ihre „etwaigen“ Nebenzwecke ins Unrecht jett 
Mau braucht nur einige Jahre hindurch den Geiſt der * ; 
derheitenſchutzberträge in der Praxis poſitiv zu s 
jahen (wie dies in Preußen ohne jeden Zwang, ae 
jeden Landgewinn, fordern durchaus freiwillig bei Landes 55 
fujt mit der Durchführung der preußiſchen Minderheit‘ 

Schulgeſetznebung geſchehen ift!) — Dann, aber nur da er 
erledigen ſich die Schutzverträge von ſelbſt. Weder 
reichsdeutſche Vertragspartner für den Artikel 03, noc) ug 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächte als Vertrags geg“ 


ch die 


des Minderheitenſchutzvertrages, noch die Minderheiten 
ſelbſt als begünſtigte Dritte werden bei einer ſolchen über⸗ 
raſchenden Wendung der Dinge, ſofern ſie eine gewiſſe 
Dauerhaftigkeit verſpricht, auf die feierlich anerkannten Ga⸗ 
rantieklauſeln noch weſentlichen Wert legen. Des Rätſels 
Löſung liegt im Geiſtigen, nur ſelten in der Form. Und wer 
in dieſem Zuſammenhang von einem „Mißbrauch zu 
Nebenzwecken“ fabelt, der geht bewußt einen Neben⸗ 
weg, um ſich vor der eigenen Verantwortung zu drücken. 

Ebenſo hinfällig iſt die beliebte Theſe, daß die Minder⸗ 
heiten⸗Verpflichtungen ein 


„Element der Zwietracht und des Mißtrauens“ 


zwiſchen Staat und Minderheiten ſchaffen ſollten. Die Sache 
ſieht weſentlich anders aus. Jedes Minderheitenver⸗ 
fahren iſt langwierig und höchſt unvollkommen. Wenn eine 


Minderheit von den Rechten des Minderheitenſchutzver⸗ 
trages Gebrauch macht, dann pflegen Zwietracht und Miß⸗ 
trauen ſchon vorhanden zu ſein; denn ſonſt würde ſie 
ſich davor hüten, ihre Klagen bei einer internationalen In⸗ 
ſtanz vorzubringen. Wenn eine Minderheit Hundert⸗ 
tauſende von Morgen an Acker und dazu eine runde Mil⸗ 
lion eigener Volksgenoſſen verliert, dann iſt der Grund 
für die Zwietracht und das Mißtrauen, die einen ſolchen 
Rieſenverluſt zur Folge hatten, nicht in den Minderheiten: 
ſchutzverträgen, ſondern in jener Geſin nung zu ſuchen, 
die den Geiſt dieſer Verträge leugnet, und die jetzt ſo⸗ 
gar ihre formelle Danerhaftigkeit entgegen den über⸗ 
lieferten Motiven des Vertragswerks zu beſtreiten 
wagt. l 
Wer der Polniſchen Regierung den Rat gibt, die thev- 
retiſche Anerkennung der deutſchen Gleichberechtigung auf 


dem Rüſtungsgebiet mit der gefährlichen Ge» 
genforderung einer Ausdehnung oder ſogar einer Auf⸗ 
hebung der Minderheiten verträge zu beantworten, 
der ift entweder kein polniſcher Patriot oder er ift 
als ſolcher von allen guten Geiſtern verlaſſen. 
Wer aber behauptet, daß im Außenminiſterium be⸗ 
reits eine „vorbereitete Formel“ für dieſe Aktion, die an 
den Gebietsklauſeln des Verſailler Trak⸗ 
tats rüttelt, vorhanden wäre, der beleidigt nach un⸗ 
ſerem Dafürhalten die Leiter unſerer auswärtigen Politik, 
wogegen wir uns hiermit als legale Staatsbürger aus⸗ 
drücklich ver wahren möchten. 


IMMMEMM 


Konvertierung von Pfandbriefen 
und Obligationen in Polen. 
Zinsſenkung und Neuregelung der Amortiſation. 


Im Sejm iſt ein Projekt der Regierung eingebracht worden, 
das eine Herabſetzung der Zinſen und eine Verlängerung der 
Amortiſationszeiten für langfriſtige Schulden, die durch Pfand⸗ 
briefe und Obligationen geſichert ſind, vorſieht. Die Zinsherab⸗ 
ſetzung erſtreckt ſich auf Gläubigerſchaften, die durch Pfandbriefe 
und Obligationen von landſchaftlichen und ſtädtiſchen Kreditgeſell⸗ 
ſchaften, von Hypotheken und Kommunalbanken geſichert ſind. Um⸗ 
faßt werden, ebenſo die Obligationen der Wilnaer Landſchaſtsbank 
und der Staatsbanken. Die Zinsſenkung verpflichtet: 


1. vom 30. November d. J. ab bei int voraus zahlbaren Zinſen, 
2. vom 8. Januar 1983 ab bei nachträglich zahlbaren Zinſen, 


3. vom 80. November d. J. ab bei Zinszahlungen, die in einer 
anderen als in den beiden oben erwähnten Arten gezahlt 
werden. 


Die Zinsſenkung erſtreckt ſich nicht auf Gläubigerſchaften, durch 
welche Pfandbriefe und Obligationen mit einer fünfprozentigen 
Verzinſung und darunter ſichergeſtellt werden. Sie erſtreckt ſich 
ebenſowenig auf die an den Auslandsmärkten emittierten und an 
den ausländiſchen Börſen notierten Pfandbriefe und Obligationen. 
Die neuen Zinsſätze werden demnach betragen: Bei Gläubiger⸗ 
ſchaften, die durch Pfandbriefe und Obligationen von landſchaft⸗ 
lichen Kreditinſtituten und der Wilnger landſchaftlichen Bank ges 
ſichert ſind — 4½ Prozent, bei Gläubigerſchaften, die durch Pfand⸗ 
briefe und Obligationen von ſtädtiſchen Kreditinſtituten, von Hypo⸗ 
theken⸗ und Kommunalbanken geſichert ſind — 5 Prozent, bei Gläu⸗ 
bigerſchaften, die durch Pfandbriefe und Obligationen der Staats⸗ 
banken geſichert find, nicht weniger als 4½ Prozent. Alle näheren 
Einzelheiten der Verzinſung wird eine entſprechende Verordnung 
des Finanzminiſters feſtlegen. 


Die Regierungsvorlage ſieht ferner vor, daß der Finanz⸗ 
miniſter bis zum 1. April 1988 eine Verordnung erlaſſen wird, die 
den Zeitabſchnitt der Amortifierung dieſer Gläubigerſchaften feſt⸗ 
legen, einen neuen Amortifationsplan aufſtellen und eine Kon⸗ 
vertlerung der Gläubigerſchaften vorſehen fol. Die 
neuen, für die Amortiſation beſtimmten Zeitabſchnitte dürfen nicht 
länger als 56 Jahre ſein und können einen dreifährigen 
Zeitabſchnitt vorfehen, innerhalb deſſen ein Aufſchub der 
Kapitalrückzahlung vorgeſehen ift. Die letzte Beſtimmung 
würde nur dann Anwendung finden, wenn andere Beſtimmungen 
— einen längeren Zeitabſchnitt für die Kapitalrückzahlung vor⸗ 
ehen. 


Im Zuſammenhang damit unterliegen einer Konver⸗ 
tierung auch Pfandbriefe und Obligationen, die auf Grund der 
oben erwähnten Gläubigerſchaften ausgegeben wurden, und zwar 
auf der Grundlage der geſetzlichen Verzinſung und Amortiſierung. 
Einer Konvertierung unterliegen nicht Pfandbriefe und Obli⸗ 
gationen, für welche der Staat die Bürgſchaft übernommen hat, 
ebenſo Pfandbriefe und Obligationen der Staatsbanken, Pfand⸗ 
briefe und Obligationen, die mit 5 Prozent und darunter verzinſt 
werden, und endlich Pfandbriefe und Obligationen, die im Wege 
der öffentlichen Ausſchreibung an den Auslandsmärkten emittiert 
wurden und an den Auslandsbörſen notiert werden. Die Obli⸗ 
gationen der landſchaftlichen Kreditinſtitute unterliegen einer one 


(Schluß.) 
Iſt nun die Ausſchaltung Deutſchlands nötig? Dient die See⸗ 
küſtenpolitik Polens dem polniſchen Intereſſe, findet es ſeine Stütze 
tn realen Wirtſchafts kräften? Nein! 
Tendiert Polen überhaupt nach der See? 
Die polniſche Wirtſchaft beſteht aus einer Summe einzelner 
wirtſchaftlicher Teilgebiete, die von heterogener Natur ſind. Was 
i B. für das Teilgebiet des ehemaligen Weſtpreußen gilt wirt- 
chaftlich und verkehrspolitiſch, gilt ganz und gar nicht für andere 


Landesteile. Das erhellt aus einer Gegenüberſtellung der Aus⸗ 
fuhrziffern einzelner polniſcher Landesteile 
über See 1926 und nach der Seeküſtenorientierung 1930. Von der 
Ausfuhr der Erzeugniſſe gingen über See 1926 1930 
in Prozenten 

aus Poſen und Pommerellen 20 45 
aus Oberſchleſien j 51 62 
aus Kongreßpolen 88 65 


Von dem ſeewärtigen Warenverkehr Polens kamen 18 Prozent 
aus Poſen und Weſtpreußen, 25 Prozent aus Kongreßpolen, 
49 Prozent aus Oberſchleſien, 5 Prozent aus Galizien und 3 Pro⸗ 
zent aus den anderen Gebieten. 

Entgegen den Geſetzen der Wirtſchaftlichkeit und des Verkehrs 
unter Nichtachtung natürlicher Landverflochtenheit,kann Polen nur 
durch Verluſtpreiſe, die aus Mitteln der geſamten Steuerzahler 
aufgebracht werden müſſen, dem Verkehr die Richtung zur See 
geben. Nicht realen Notwendigkeiten oder wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen Polens eutſpricht das, ſondern 
hier find, wie fon vorhin angedeutet, lediglich politiſche 
Beweggründe maßgebend. 

Von der Analyſe zur Syntheſe übergehend, ſagte Dr. Sera⸗ 
phim, alle Prophetie ablehnend, lediglich nüchtern auf den gegebenen 
Tatſachen fußend, über 


Geldmarkt. 


Der Wert für ein Gromm reinen Goldes wurde gemäß 
Verfügung im „Monitor Polti“ für den 15. Dezember auf 5,9244 
Ztoty feſtgeſetzt. 8 

* Zinsſatz der Bank Politi beträgt 6 /, der Lombard. 


Der Ziotv am 14. Dezember. Danzig: Ueberweiſung 57,63 
bis 57,74, bar 57.65— 57,77, Berlin: Ueberweiſung, große Scheine 
46,90 — 47.30, Wien: Ueberweiſung 79,31 79.79, Prag: Ueber» 
weiſung F — E Zürich: Ueberweiſung 58,30, London: 


atz 


Ueberweiſung 


Warſchauer Börſe vom 14. Tesbr. Umſätze, Verkauf — Kauf. 
Belgien —, Belgrad —, Budapeſt — Bukareſt —, Danzig 173,30, 
173.73 172,87, Helſingfors — Spanien —, Holland 358,85, 
359.75 — 357.95. Japan —, Konſtantinopel —, Kopenhagen —, 
London ), 29,45 — 28,18, Newyork 8,925, 8,945 — 8,905, Oslo —, 
Paris 34,85, 34,94 — 34,76, Prag 26,43, 26.49 — 29,37 Riga —, 
Sofia —, Stockholm 159,70. 160, 158,90, Schweiz 171,75, 
17218 — 171,82, Tallin —. Wien —, Italien —, 


) London Umſätze 29,30—29,35. 
Freihandelskurs der Reichsmark 212,30. 


Berliner Devijenturje, 


In Reichsmart In Reichsmart 


vertierung nach den gleichen Grundſätzen, ihre Verzinſung wird Offis Für drahtloſe Auszah 
auf 4½ Prozent herabgefetzt. Die konvertierten Gläubigerſchaften 4 lung in deutſcher Mart hne szal 13. WE 


behalten das gleiche hypothekariſche Vorrecht, wie die urſprüng⸗ 
lichen Gläubigerſchaften. Gläubigerſchaften, und die auf ihrer 
Grundlage herausgegebenen Pfandbriefe, die auf Roggenwährung 
lauten (z. B. Roggen⸗ Pfandbriefe) unterliegen einer Konvertte⸗ 
rung, wobei die neue Verpflichtung in Gold lauten wird. Die 
Umrechnungstabelle beſtimmt der Finanzminiſter. 


Die bis dahin der Preſſe anvertrauten Informationen über den 
Inhalt der Regierungsvorlage bezüglich der Zinsſenkung und Nons 
vertierung der Pfandbriefe und Obligationen ergeben noch kein 
klares Bild, da eine Reihe von Lücken ſich durch dieſe wenigen 
Angaben nicht ausfüllen läßt. Es ergibt ſich zunächſt die Frage, 
welche Bortetle entſteben daraus dem Schuldner 
und welche Laſten der Gläubiger zu tragen haben wird. 
Eine weitere Frage wäre die, welche Kreiſe die Vorteile dieſer 
Maßnahmen genießen werden und welche Kreiſe die daraus ent⸗ 
ſtehenden Laſten tragen mijjen. Dem Schuldner erwachſen zweifel⸗ 
los hieraus eine Reihe von Vergünſtigungen. Zunächſt genießt er 
eine Zinsſenkung bis zu 4½ Prozent. Dieſe Maßnahme der Re⸗ 
gierung entſpricht den Forderungen der landwirtſchaftlichen Orga⸗ 
nifationen, die immer und immer wieder darauf hinwieſen, daß 
eine Anpaſſung der Zinſenlaſten an die veränder ⸗ 
ten Verhältniſſe das notwendige Gebot des Augenblicks iſt. 
Die Zinsſenkung erſtreckt ſich auf alle Arten von Zinſen, ſowohl 
für die, die im voraus zahlbar ſind, wie auch für die, die nach⸗ 
träglich entrichtet werden. Von bejonderer Wichtigkeit für den 
Schuldner wird die Tatſache fein, daß die Amortiſationszeit⸗ 
abſchnitte verlängert und vom 1. April 1983 ab neu geregelt mere 
den. In vielen Fällen dürfte ſich der dreijährige Aufihub der 
Amortiſationsrate, d. h. der Zahlungsaufſchub für die 
Rückzahlung einer langfriſtigen Schuldenrate 
günſtig auswirken. Der Schuldner von Anleihen, auf deren 
Grundlage Pfandbriefe und Obligationen von ſtädtiſchen Kredit⸗ 
geſellſchaften, von kommunalen und Hypothekenbanken ausgegeven 
wurden, wird nach den gleichen Grundſätzen eine Zinsſenkung 
bis zu 5 Prozent erhalten. Der Schuldner für Anleihen, die dur 
die Staatliche Agrarbank und teilweiſe durch die 1 
bank erteilt worden find, erhält eine Zinsſenkung bis zu 4½ Pros 
zent, in allen anderen Fällen bis zu 5 Prozent. 


Sofern der Gläubiger Beſitzer von Pfandbriefen und Obli- 
gationen der Staatsbanken oder Beſitzer von durch den Staat 
garantierten Papieren oder Beſitzer von Pfandbriefen und Obli⸗ 
gationen iſt, die im Auslande emittiert wurden, geht er ſeiner 
bisherigen Nutznießung nicht verluſtig. In jedem anderen Falle 
gehen die Zinsſenkungen zu Laſten des Gläubigers. Welcher Weg 
bei der Konvertierung von Pfandbriefen und Obligationen 
gefunden wird, it noch nicht erſichtlich. Feſt ſteht auf jeden Fal, 
daß der Staat und die vom Staate garantierten Kreditinſtitute eine 
Konvertierung ihrer Papiere nicht vorzunehmen brauchen. 


` rpg “arenga e auf der Poſener Wollmeſſe. Im Anſchluß 
n e 


ojener Wollmege, über deren Ergebnis wir bereits bes 
zichteten, teilt jegt das Poſener Mejcamt mit, daß an acht Züchter 
Preiſe verteilt werden konnten. Prämtiert wurden die Wolls 
endungen folgender Güter: 1. Preis Rittergutsbeſitzer Kulath- 
Dobbertin (Dobrzyniewo), Kreis Bromberg, Diplom für die Gol: 
dene Medaille der Großpolniſchen Landwirtſchaftskammer, 2. Preis 
in Form eines Diplomes für die Silberne Medaille der Großz⸗ 
dolniſchen Landwirtſchaftskammer Rittergutsbeſitzer Staniſlaw 
Turno, Objezierze, Wojewodihaft Vojen, 8. Preis Diplom für 
die Bronzene Medaille der Großpolniſchen Landwirtſchaftskammer 
erhielt Fürſt Gzartoryftt, Kobylin Stary, Kreis Krotoſchin, 
Ebrenbriefe erhielten die Rittergüter Sieburezyn, Trzebaw, 
Wojewodſchaft Poſen, Opatkowice, Stawiſki und Strzelno⸗Kloſter 
gr der Woelewogſchaft Polen. Der nüchſte Wollmarkt findet im Fe- 
tuar nächſten Jahres att. 
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2.5 / | 1 Umerita......| 4209 | 4,217 
2% 1 England 13.80 
2.5 / 100 Holland... 169.8 
9 ¼ 1 Araentinien „„.| 0.858 
4% 100 Norwegen . 70.98 
4% 100 Dänemark.. 11.4 
8.5 / 100 Island. 622.44 
3.5 / 100 Schweden 758.2 
3.5 %,| 100 Beigien.....| 58.24 
5 / 100 Italien . . 21.53 
2.2% | 100 Frankreich ..| 18.43 
2 / 100 Schweiz. ....| 80.92 
6.5 % 100 Spanien „.; .| 34.37 
— 1 Braſilten 0.269 
8.84% 1 Japan. 0,879 
z 1 Kanada 3.628 
Ai 1 Uruguay .....| 1.648 
4.5°/ | 100 Zichechoflowal, | 12.465 
6.5 / 100 Finnland.. - 6.064 
5.5 ½ 100 Eſtland .. 110.59 
6%,| 100 Lettland.. 79.72 
6,5%, 100 Portugal.. 12.76 
9.5 / 100 Bulgarien .. 3,057 
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ofia 3,76%,. Prag 
15,40, Belgrad 6,95, Athen 2,87%, Ronitantinopel 2,50, Bułareli3,08%/, 


Die Bant Politi zahlt heute für: 1 Dollar, gr. Scheine 
„9. „ do. kl. Scheine 8,90 3, 1 Pfd. Sterling 28,86 J!. 
100 Schweizer Franten 171,07 34. 100 franz. Franken 34.72 34, 


100 deutſche Mart 210,20 3i, 100 Danziger Gulden 172.57 Ji. 
tichech. Krone —.— 3i, diterr. Schilling pe GŁ ulden 1 
Aktienmarkt. 


Poſener Börje vom 14. Dezember. Es notierten: öproz. Staatl. 
Konvert.⸗Anleihe 40—39,50 G., proz. Konvert.-Pfandbriefe der Pol. 
Landſchaft 30 B., 6prog. Roggenbriefe der Poſener Landſchaft 6,50 
bis 6,00—6,25 +, 4prog. Prämien⸗Inveſt.⸗Anlelhe 97 G., proz. Bans 
anleihe (Serie 1) 88,50 G., Bank Polſti 87,50 G. Tendenz nicht etne 
a (G. = Nańfrage, B. = Angebot, + = Geſchäft, * = ohne 

mſatz. 


Produktenmarkt. 


Warſchau, 14. Dezember. Getreide, Mehl und Futtermittel» 
Abſchlüſſe auf der Getreide⸗ und Warenbörſe für 100 Kg. Parität 
Waggon Warſchau: Roggen 15.25—15,50. Ginbeitsweizen 25.25 
bis 25,75. Sammelweizen 24.75— 25,25. Einheitshafer 15,00 bis 
1550, Sammelhafer 13.50 14.00, Grützgerſte 13.50 —14.00. Braus 
gerſte 15.50 —16,50, Speiſefelderbſen 23.00 — 25.00, Bittoriaerbien 
25.00 — 30,00, Winterraps 47.00 — 49,00, Rotklee ohne dicke Flachsſeide 
90,00 — 110,00, Rotklee ohne Flachsſeide bis 97% N 110,00 
bis 125,00, roher Weißtlee 90,00—120,00, roher Weißklee bis;97*/, ges 


Deutſch⸗polniſche Wirtſchafts beziehungen. 


Entwickelung und Zukunft. 


die künftigen Beziehungen beider Länder 


etwa, daß fie einmal abhärgig find von der außerhalb der Wirte 
ſchaft beider Staaten beſtehoͤnden Entwicklung der Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe. Bei einem noch längeren Anhalten der Kriſe und 
weiterem Sinken der Weltmarktpreiſe würden die autarkiſchen 
Tendenzen in beiden Staaten ſich verſtärken, in Polen in induſtriel⸗ 
ler, in Deutſchland in agrariſcher Richtung. Eine Entſpannung 
in der Weltwirtſchaft müßte rein wirtſchaftlich in um⸗ 
gekehrter Richtung wirken und eine Erweiterung des Einfuhr⸗ 
Volumens zwiſchen Deutſchland und Polen bringen. Aber die 
künftige Geſtaltung der Wirtſchaftsbeziehun⸗ 
gen beider Staaten hänge vorwiegend von der 
Willens richtung beider Staaten in außen» 
politiſcher Hinſicht ab, von dem deutſchen Impuls einer⸗ 
ſeits zur Ordnung der Oſtgrenzen, und auf der anderen Seite von 
der polniſchen Seeküſten politik. Die Gegenſätze zwiſchen 
den beiden Staaten ſind vorwiegend nicht wirtſchaftlicher, 
ſondern politiſcher Art. Iſt eine wirtſchaftliche 
Zwiſchenlöſung möglich? Wirtſchaftlich denkende Men⸗ 
ſchen würden fie begrüßen, aber ein Kompromiß, das nicht die poli- 
tiſchen Gegenſätze aus der Welt ſchaffe, werde unbefriedigt laſſen. 
Trotz aller Verluſte ſeien alſo 


die Ausſichten auf eine wirtſchaftliche Verſtändigung 
denkbar gering, 


weil kein Zweifel darüber beſtehen könne, daß außerökonomiſche 
Gründe entſcheidend ſeien für die Zukunftsgeſtaltung der deutſch⸗ 
polniſchen Beziehungen; denn dieje Zukunft it Siftə 
jal. Die Löſung der deutſch-polniſchen Frage tt das Schickſal 
Oſtdeutſchlands, des Polniſchen Staates und 
das Schickſal Danzigs, das wie kein anderer berufen iſt, 
eine Vermittlerſtelle zwiſchen den beiden Staaten ein⸗ 
zunehmen. 


reinigt 130,00 - 180,00, Quxuss Weizenmehl 43,00—48,00, Weizenmehl 


4/0 38.00 43.00. Roggenmehl | 25.00 — 27.00. Roggenmehl II 20,00, 
bis 21.50. Roggenmehl IT 20,00 — 21.50, arobe Weizenkleie 9,75—10 25, 
mittlere 9.25 9.75. Roggenkleie 8.50 —9.50. Leinkuchen ?0,50—21.00, 
Napstuchen 15.75— 16.25, Sonnenblumenkuchen 16,50— 17,00, doppelt 
gereinigte Seradella ——, blaue Lupinen 8,00-8,50, gelbe —, — 
Peluſchken 15.00 16,00, Wide — —. 


Umſätze 1236 to, davon 278 to Roggen. Tendenz: ruhig. 


Getreidepreiſe im In⸗ und Auslande. 
Das Büro der Getreide- und Warenbörſe Marihau errechnet 
die Durchſchnittspreſſe der Hauptgetreidearten für die Zeit vom 
5. bis 11. Dezember 1932 wie folgt (für 100 ke in Ftoin): 


Märkte | Weizen | Roggen Gerſte | Hafer 
ć Snlandsmärlte: 
YBarihau . . : a 24,41 14,75 16,37'/, 14,50 
Krakau,, 26.08 16,00 13,87 
Been 20.85 13.94 15,50 11.85 
F 25.36 15 63 16.75 14.50 
Kahn e 23,40 15,46 14,94 14,90 
Auslandsmärkte: 

Berlin è M 40,13 32,38 36,93 25.76 
Ouri 3 3 28.18 13.32 13.79 12,70 
aris R W er e e er 2 
Prag e 39.99 26,61 22,24 19,53 
C 41,18 23,90 20,45 17,29 
Danzig. NA 23,75 15,40 16 41 13,48 
BRINS E ea aa st 43 44 29,26 32,81 21.71 
Liverpool. SSE 18,33 — — 19,51 
London. S « s + + R = — -= 
Newport , Re AAA = > — zai 
WIA JNEC „ 15,84 10,50 | 13,62 10,50 
Buenos Aires a 21,81 — — — 


Amtliche Notierungen der Poſener Getreidebörie_ vom 
14. Dezember. Die Pretie verſtehen ſich für 100 Kilo in Zloty: 


NRichtpreiſe: 
21.00 — 22.00] Sommerwicke A 
Roagen . . 13.70-13.90 | Blaue Lupinen —.— 
Mahlgerſte 6466 kg 12.5 — 18.00 | Gelbe Lupinen ; : . 
Mahlgerſte 68-69 kg 13.00—13.75 | Ravs . . . . . . 44.00-45.00 
Braugerſte. 14.50 — 16.00 Fabrikkartoffeln pro 
afer , . . . . . 10.75—11.00 Kilo. 
ogaenmehl (65%). 21.00-22.00 | Senf . . . . : . 36.00-42.00 
Weizenmehl (65%,). 34.00—36,00 | Blauer Mohn W 


Weizen 


Meizentleie . . . 7.50—8.50 | Roggenitroh, lofe 2.25 — 2.50 
Meizentleie (grob). 8.50—9.50 Roagenſtroh, gepr. 2.75—3.00 
Roqaentleie . . . 7.50—7.75 Heu. loſe . 5.00 —5.25 
Winterrübſen. . . 40.00—45.00 | Heu gepreßt. 5.80 —6.70 
Peluſchten 8 —.— Netzeheu, lofe , . . 6.00—6.50 
fłelderbien . . . . —.— Netzeheu, gepr.. . 6.75 —7. 
Bittoriaerbien . . 20.00—23,00 | Sonnenblumen» 


Folgererbſen . . 31.00—34,00 kuchen 46—48%, —.— 


Geſamttendenz: ruhig. Transaktionen zu anderen Bedingungen: 
Roggen 15 to, Weizen 45 to, Gerſte 15 to, Roggentieie 12,5 to, 
Weizenkleie 7,5 to. 


Nach dem Urteil der Börſe war die Tendenz für Roggen. 
Weizen, Rogoen= und Weizenmehl beſtändig, für Hafer, Brau» 
und Mahlgerſte ruhig 


Meigen. 128 Pfd., 13.60 —13.75. Roggen 8.70—9,0), Braugerſte 9.50 
bis 10,00, Futtergerſte 8,50—9,25, Hafer 7.50—8 00, Viktorigerbſen 
12 50—15,00, grüne Erbien 19.00— 25.00, Roagenkleie 5,75, Weizen⸗ 
kleie 6,10. Weizenſckh ale 6,35 G. per 100 ka frei Danzig. 

Die Preiſe ſind etwas ſtabiler geworden Für W zur 
Ausfuhr find BŁ 15,25 = G. 8,80 zu erzielen. Durchſchnittsgerſte 
bringt dieſerben Preiſe. 


Berliner Produktenbericht vom 14. Dezember, Getreides 
und Oelſaaten für 1000 Ra. ab Station in Goldmark: Weizen, 
märt., 77—76 Ka. 188.00 — 190.00. Roggen märt., 72—73 Ra, 152,00 
bis 154,00, Braugerſte 167.00— 177.00. Futter- und Induſtriegerſte 
159.00 — 166.00. Hafer. märt. 117.00 — 125,00, Mais —.—. 

Für 100 Kg.: Weizenmehl 53 80—26 50. Roggenmehl 19,50—21.70, 
Weizenklete 9,10—9,40, Rogaentieie 8.70 9.00. Raps —,—, Viktoria» 
erbien 21,00— 26,00, Kl. Speijeerbien 20,00—22,00, uttexerbſen 14,00 
bis 16,00, Peluſchken 13,00—15,00, Ackerbohnen 13,50—15,50. Wicken 
14,00—16,80, Lupinen, bläue 9,00—11,00, Lupinen, gelbe 12,00—13,50, 
Serradella 18,00—24.00, Leintuchen 10,00—10,10, Trockenſchnitzel 8,80, 
Soya⸗Extraktionsſchrot 9,90, Kartoffelflocken —, —. 


mburg. Cif⸗Notierungen für Getreide und Kleie vom 14. Dezbr. 
mas in Hfl. ta 100 kg cif Hamburg unverzollt) Weizen: 
Manitoba! per Dezember 4,95, Manitoba Il per Dezember 4,75, 
Rofafé ver Januar⸗Februar 4,30, Baruſſo per Januar-Februar 
‚35; Gerite: Donaugerte per Dezember 3,80, Platagerſte per 
Januar-Februar 3,70; Roggen: Plata per Januar⸗Februar 3,65; 
Mais: La Plata per Dezember 3,32, Donau/Galfox per Dezember 
310; Hafer: Plata Unclipped per Januar-Februar 3,35, Plata 
— Januar-Februar 3.52¼; ie: Pollards 3.20, 


Danziger Getreidebörſe vom 14. Dezember. (Nichtamtlich.) 


si 


Verkehr am Donnerstag wieder aufgenommen werden Warſchan. 
Vomben⸗Anſchlag in Lodz könnte. Die Aufräumungsarbeiten wurden die ganze Nacht 12.10: Schallplatten. 16.00: Schallplatten. 17.00: Aus den Opern 
fordert ein Menſchenopfer. hindurch ununterbrochen fortgeſetzt. Dabei konnten auch Leichte Fm gg or age 80 SS BEE 
die Leichen der beiden Lokomotivführer und des Zugführers | Klavierk r AAE 7 
Lodz, 14. Dezember. (E igene Meldun g.) Geſtern x avierkonzert (Sig. Dygat). 23 2 Tanzmuſik. 


um 10.20 Uhr vormittags ift in Lodz in der Nähe des Woje⸗] des Luzerner Zuges endgültig freigelegt werden. 
Briefkaſten der Redaktion. 


wodſchaftsamtes eine Bombe explodiert, wobei eine Frau 
ums Leben gekommen iſt. 

Gegen 10.20 Uhr a mne iſt an der Ecke der Za⸗ f: D ramm Une Anfragen zat mit dem Remen, nud der vollen * 
chodnia⸗ und der Ogrodowagaſſe, wo ſich im Pognańjti= A in rs verſehen fein; anonyme ragen werden arundiä 
Palais das Lodzer Wojewodſchaftsamt befindet, eine ältere V 1 
jüdiſche yn, n 5 e e auf eine in Pa⸗ Sonnabend, den 17. Dezember. anzubringen. Briefliche Antworten werden nicht erteilt. 
pier gewickelte e geſtoßen. Als fie ſich bückte, um | Konigswuſterhauſen. 


nachzuſehen, was die Büchſe enthielt, erfolgte eine Exploſion, ; ; j sę Ą M. M. 4. Die Verſendung ift zufällig; am beiten iſt es, die 
durch welche die Frau in Stücke geriſſen wurde. Gb eren ee 1400: Lon Berli: piece Abſendung durch einen Spediteur beſorgen zu laſſen, der mit ſolchen 
Die ſofort vorgenommene Unterſuchung führte zur Feſt⸗ 15.00: Rinderbaftelftunde. Perr Pim Bei den Spielgeugmadhern. F . e 4 . 27 ö "ya wol 
i üch fi 5 i = e t eien. 16. terjtunde " | N 
kenung, MA = Dumie einen pc e er Ein ee: ne dów, 1680: 8 pe 5 $ geſetzes für jedes von Ihnen betriebene beſondere Gewerbeunter⸗ 
hielt. Eine Viertelſtunde ſpäter fand man eine zweite, snf Aar ggg gy i 8 hmen ei deres Patent löſen; das für die Schmiede gelöſte 
ed [i Bombe vor Gebände des Soja Konzert. 17.30: Viertelſtunde für die Geſundheit. Prof. Dr. 2 5 in beſonderes Patent löſen; das für die Schmiede geli 
ähn ich e vor dem Gebäude des L ö Leſchke: Macht übermäßiger Zuckergenuß zuckerkrank? 17.50: Patent genügt nicht. 
Magiſtrats, auf dem Wolnosé⸗Platz. Dieſe Bombe 11% 18.05: Prof. Dr. Hans 8 815 oe 1 1 i D. ©. 77 Wenn że as direkt o e fe tot des er 
D tzeiti chädlich X liſche Wochenſchau. 18.30: Dr. Johannes uther: Deutſch für ars grenzt, können Sie das Fenſter ohne Genehmigung des Nach⸗ 
pa "la Ads VV Dobr Deutſche. Gehobene Sprache. 18.55: Wetter. Anſchl.: Kurzbericht bars nicht niedriger anbringen. Das Allgem. Landrecht beſtimmte, 
7 7 t D3 p p w 9 des Drahtloſen Dienſtes. 19.00: Franzöſiſcher Unterricht. 19.40: daß das Fenſter 6 Fuß vom Boden des Zimmers angebracht und 
Wieczór” mitteilt, habe man es mit terroriſtiſchen Akten Paſtor Dr. Hanns Lilje: Chriſtus — Heros oder Heiland? 20.00: noch dazu vergittert ſein muß. 
von Kommuniſten zu tun, die den Zweck haben, die verzwei⸗ Sor 2 05 1 1995 8 8 rag 0 mein 5 6 E. K. A 1 zzz Recht gu — — re 
S i in © j f Nachrichten, Spo 22.30: Von Berlin: Ba es deutſchen ea: haben Gie für die ar Prozent zu zahlen, und zwar da 
felten, Arbeits loſen in Lodz zu Exzeſſen anzufeuern. ler⸗Verbandes. 22.45: Deutſcher See⸗Wetterbericht. 23.00 00.0 die 7000 Mark nur einen Wert von 3888 Zloty hatten;: 388,80 Blom. 
5 Von Berlin: „Berlin ſingt“ (II) Operette. e Geld N Ż Taj A gk nimeten: 8 hätten, Ste 
ent zu zahlen geha „20 Zloty. Se wenn deut⸗ 
Zug⸗Zuſammenſtoß in einem Tunnel Breslau⸗Gleiwitz. ſches Recht in Frage käme, was aber nicht der Fall ift, hätte der 
e 35 · A 8 w Gläubiger bei einer Aufwertung von 25 Prozent, die im vorliegen⸗ 
6 Todesopfer und 13 Schwerverletzte /// ⁰ dürfte, nur 504 Mmt. u 
p $ ? R r Tarf g: 8 beanſpruchen, keinesfalls aber 1400 Rmk. 2. Die 1500 Mark bleiben 
z ſpielt (Schallplatten). 18.00: Buchberater für Weihnachten. 18.20: Reſtkaufgelb, auch wenn det Oppothekenbrlef vo Gläubiger 
Luzern, 14. Dezember. (Eigene Meldung). Im Der den sche Idealismus und daß Chriftentum. 18.45: Zeitdient. | zum anderen gewandert ił. Die Aufwertung hängt davon ab. ob 
Fütſch⸗Tunnel bei Luzern ſtietzen zwei Perlonenzüge zuſam⸗ | 19.15: Mbenämuf (Schaltplatten). 20.00: Bon Berlin: Berlin | das belastete Grundstück noch denſelben Wert hat wie zurzeit der 
men. Man nimmt an, daß die Kataſtrophe durch die Un⸗ 3 80: je 8 gą ie b byk ron Entſtehung der Forderung, oder ob es im Werte gefallen ift. Im 
aufmerkſamkeit eines der Lokomotivführer hervorgerufen verbandes. 29.00 —03.00: Von Berlin: Berlin ſingt. 2. Operette. fats at TG kucie I gf iaeoe 
1 3 2 a > 
wurde, der aller Wahrſcheinlichkeit nach das Warnungs⸗ Kbnigsberg⸗ Danzig. Wertes zu richten. Den feſtgeſetzten Aufwertungsbetrag hat der 
fignal nicht beachtet hat. Wie die Kreis⸗Direktion Luzern igsberg ô Eigentümer ganz nur zu zahlen, wenn er perſönlicher Schuldner iſt, 
der Bundesbahnen mitteilt, beträgt die Zahl der Todesopfer 06.35—08.15: Frühkonzert. 11.30: Konzert. 13.05: Königsberg: | ð. h., wenn er beim Erwerb des Grundſtücks ſich ausdrücklich als 
6, die der Schwerverletzten 13. Zum Wochenende (Schallplatten). 13.05: Danzig: Schallplatten. | Selbſt⸗ und Alleinſchuldner bekannt hat. Iſt er nicht perſönlicher 
Die Bundesbahn⸗Direktion hofft den Unglücks⸗Tunnel 15.30: Von Danzig: Baſtelſtunde für unſere Kleinen. 16.00: Schuldner, jo hat er nur 18 Prozent des Aufwertungsbetrages 
zis zum Mittwoch abend * Fach 26 8 ſo daß po . a ar Weihnachtsmann. 20.00 bis Ea > während der Reit auf den perſönlichen Schuldner 
eima 5 t, 6 che nigswuſterhauſen entfäll 


enen 


Zum Weinnachts- Geschenk: 
Linoleum 


Teppiche und Läufer 


Wachstuch 


Tischdecken und vom Meter 
Stoff- und Kokos-Läufer 


Plüsch- imit, Persisch.- und Boucl&-Vorleger 


Vergold. Holz- und Messing-Stangen 
offeriert zu billigsten Preisen 


Wielkopolska Centrala Tapet 
Zb. Waligórski, Gdańska 12 
neben Hotel pod Orłem. PIR 
RRONUNNNCNZ D | A ON A OA S S E D GA E D E a a 


Nafiermeffer 7 Scheren = 


3 eee eee, 


4 Kommen e Sehen e Siaunen! 1 


Die allerbilligsten Weihnachtsgeschenke 


Heute früh 3 Uhr entichlief ſanft KŻ 
nach langem ſchweren Leiden unfer | 
lieber Vater, Schwieger⸗ und Grok- E 
vater, der 


Beſitzer 


nur Niedzwiedzia (Birenstr.) 7 & 


x 
S inh.: St. Nowakowska D 
= 


im 70. Lebensjahre. 


Spezial-Geschäft für Handtaschen und 
Reise-Artikel leglicher Art. Z R 


EEE EEE heine 


Im Namen der trauernden 
Hinterbliebenen 


Richard Schwabe. 
; Staty Folwark, den 14. Dezember 1932. 


Die Beerdigung findet am Sonn⸗ 
abend, dem 17. Dezember 1932, 1 Uhr, 
vom Trauerhauſe aus ſtatt. 9840 


NASCAR —— 


a Fi e 


Langjähriger Vertreter in der 


Teerproduktenbranche 


Freie Stadt Danzig 


den fachmanniſch geichliffen bei í 1 aan“ 1 205 en Bar get m iek Ih m . che pi ! p i ! * ul ette Baccar a 
werden e t s b 0 o < | A N > 3 + 
gei 3598 6- 0 000 zł fare einer Filiale, e EINE a an 3 (Staatl. konzessioniert) Das ganze Jahr geöffnot 


geaen 10%, Zinſen zur|auto nicht vorh., itelle eig. Motorrad. Angeb. 


Fr. Wilke, Gdańska 22. Tel. 73. 
— ſſ—ͤ—vu— — — || Sppoth. auf ein Gine|u. Nr. 941 an Emil Romen, Grudziądz. erb. 
fami tenhaus (Billa) 
Suhe Stellung als 
ir 


Serzlihe Weihnachtebtte! e aros e 

— — EHEN EIEGEIENTETNEERCHON 40000 2 5985 Wert Buhh Halter | w Bertauje od. bertaujche Dreh bant 
Hunderte von Kindern können wir vor zł, in Bndaoiaca, e! J. alt, bilanaficher, in laeren Stadterunditüd 

Verwahrloſung, Hunger und Kälte ſchützen günſtig am Endpunkt abſolut ſelbſtänd. u, qe- P für Eiſen M 

und ihnen in geordneten Perhältniſſen und der elettr. Bahn gelea. |wifjenbaft_ gewandter vom 1. x 33 2 00 1.1300 M. Nübenbod. |1200 mm Drehlage, Cafe Renaissance 

gelunder Luft liebevolle Pflege angedeihen vom PINKI, Zinszahler| Rotreipondent Deutich, |evtl. a. bald. Bin in Herrſch. Gebd. Invent. | mit Kröpfung komplett 

lajjen. aelucht;  Ungebote unt. Polnijh, auch l. Werbe. der feinen u. bürgerl. berkompl. Pr. 118900 4. Gh t ibl Stille im fi Savoy 
Wer ſorgt dafür, daß wir bei der über⸗ 1 Aek elle 5 Sie Ge: | wejert bewandert, ſucht Küche erfahren. Gute „Polonja“, Grudziądz, 10 mii en Nr. 2 m IF. s5 

groben Rindernot Bie vielen Hifsbebürftigen, |= = Zeune: geeign,Wirkunpteeig. | Senan, Jow. Empřebl.| pjac stycznia 28. _oste| nb Nr.4 Golieni Dee Heute im Familien-Programm: 

eee eee wia dl: geln e be ann 5 2776 frauenlofen Haushalt. ZR 7 15 Motor auf Tagen it h d 

paſſend für Ga enzin, Petroleum u. — 
ſchaffen und zu Weihnachten eine beſondere 34000 zł Girtntr - Faber . Kern. Ragin 30, plina u Der. it Miche. n 80 10 be, Ehren- un 


Freude bereiten können. 

Geldgaben erbeten an Landesgenoſſen⸗ 3.1. Stelle. Angeb. bitte 3232 ĩͤ enn | 1/9618 Reform 7 PS. 

. ö auf Konto unt. E. 9585 a. d. Geſchſt. 30 Jahre alt jung ver⸗ Suche zum 1 Febr. 333 NE Motor auf Wagen Abschiedsabend 
rziehungsverein, Poſen 


E A. Ariedte. Grudzigdz. | Heirat, 151 ähr. Stelle als 9798 9817 für Benzin, berüh duetts 
Sebensmuttel an Kinderheim — Poznan. > heite 9 Weider p Folomobile der 4 des berühmten Tanzdue. 

Stef. Gzarniectiego 5. 0057 | RR Gpraden mächtig, udt ung riin Zuftde, gebraten] | Prof. Brusses and Erica 

eg N ae Hfiene stellen ALU OR unter Zeitg. der Haus- allerbeſt. Abftammung re 

Stef. Czarnieckiego 5. eee Dauerſtella . N Heiner. deutſch. verkauft zu äußerſt be⸗ Elettromotore 

Evangeliſches Kinderheim. gg d d. ft d. J erb. Butshaush. nach einj. |mellenen Breien, 9341 Drehitrom,220,380Boit 


Mair: e Sueden, Schweſter Anna Wendel. Jutsgürtner Lehrzeit in ar. Land⸗ Horstmann Wolental, |6 u. 10 PS., Gleichitrom 


SEN 1 
evgl., nicht unt. 30 J., Erfahrener haush rdl. Angeb an — pow. Starogard. _ 12 m. 140, Ps S. a 


Margarete Horimann, U 

| mai el. Sinnen Schweizer dee Rico prima Bildhluh Seen e 

Couches bei. Frübgem u Blum, mit eig, erwachſenen 222- Chehmno, Bom.| jung, in der Nähe non | Wiecie n. W. Tel. 88. 
1. 1. 33 gej. Zenan. Kindern, ſucht Gtel- Bromber fof. zu tauf. 

fowie alle anderen Polſtermöbel werden nach Lebens l. Gebaiisam jung zu großer Herde Jung. Mädchen se b. Off. ul. B. 4566 Häckſelmaſchine 


eigenen u. eingeſandten Zeichnungen aus den d Bild M a d. G t. d. Jeſtg.erb. wenig gebr. Schneide⸗ 
beiten Materialien am reellſten bei RAE 3 unt, 88 Ane Leb beende in 2 8 8e dd fläche 14 Soll, mit feſter Du bnungen 


Tapezierer u, Detorateut — tsſt. d b.] Rolonial.» od. Schnitt: są gute, iprungfäb. jund lojer Scheibe, zu 
Karl Kwiatlowſli ul, Chelminſta 7 4478 Im Landhaushalt er: R warengeſchäft b. freier d jüngere verkaufen. 240 l. Herrſchaftliche 


Auskunft: Verkehrsbüro vom Kasino in Zoppo:. 9766 


sj 


und der beliebten Solotänzerin 
de Lasalle 


Beginn: 21 Uhr. === 


Ę 


1— . 7 


angefertigt. Fert. Einzelſeſſel ſtehen z. Verkauf fahrene, gebildete . Station. Rann auch im Ebe ſteh, wieder Dworcowa 104. ; 
Haustochter Kammerdiener (Seusai „mac; EDEL Bei = [78immertohmung 
ern e ee sn mees Blehpange BR 
labierunterwiót graph.⸗Unterricht. OF. geſucht. vom 1, 4.1933, Kennt⸗ s : | Seleion Rulofin 12. Bejichtiauną ‚nah 5 


| $ N a Raſſe Original „Weißes t 
ſehr billig und über- u. R. 4505 a. d. Gſchſt. d. 3 $ $ |faft neuwertig, geeicht. GSA? 51. 
reame ana Beau. — an U. Sertüufe Dater und Orojwater |pertauft preiswert o| _ Bracia Ramme, 5 DIME Bühne 
Bada OH erbelen u. peitai i iung, d st i petban A. Zimmer, Wing, |Grunwatozia 24, Tei. 79 

eiten. A REN | apao pow. Gwiecti, — 
C. 8342 a. d. Gſchſt. d. 3. | 88 OSD: a. D. Grundſtü den erſten Preis. 9711 Bydgoszcz T. 3. 


u "Gtofl Geidafiatelie D. Zeita: 34 Mrg., davon 8 Mra. Schönes Weihnachts: 6 inen 965 Sonntag, 18. Dezember 
Landwirt, gel. R 1. Steele g bis 31. 12. 1932 erbeten. g. chönes eil bna s: | Garantiert reinen 9882 onn = Dez 
Mlapierreparaturen mann mit eig. 1 Bau ) aut leb. . . i Gaede Be 7 — — Plite- B (l M Í un I en nachm. # Uhr 


(auch ſchwer ramponierte) | möchte ein nettes, lieb. | Suche z. 1. 4. 1933 Ber. | Suche Stellung erbtellungsh. f. d.billia. | ſehr billig abzugeben Fremden- und Bolis- 
Pfitzenreuter, Pomorska 27. Davon bis 25 J. tenn. | trauensſtellg. als ſelbſt. Preis v. 9300 zł zu verk. Grunwaldzła 78. |. Schleuder⸗ Honig Verpachte 3 vertaufe Porſtellung 


i Ein: á 
paki lernen in Gutsverwalter Feld⸗od. Baldhüter Bulle. eee Sofa, Bettitelle mi SJ 1:80 Jb. ranto bei Molferei zum unwiderruflich 


; Spirale, Tiſche und letzten Male: 
penklinik mit eigenem Haushalt. liche „uno aröß Quantum billig. m. 
ane aller Art|$.4571 a.d. eidjit.».3. a ßeſſer etibaran 00. Huch wachte. Haus SE Tiſchl | Suebtsdorff, Parliniec, i. reile Gdme$, Hand- ns Belek in dir. 
betrieb. 600 Ltr, tägli ch. Schauſpieli in 5 Auf züg. 


auf einem Gute. Bin 
billig ge Randwirt, eval, 279. alt. Posen haften | evangel. 26 Sabre alt mit klein. Garten und poczta Dąbrowa, pow. 
Bazar Amerykański, | wit. Damenbetannt: | pig "Gute Ef ar. Gef. Offer, unt 8,9656 | 1-2 Mietern von 2—2» Mogilno. trieb 600 an täglich. | Schaufviel in 5 luizii. 
Raciniti, Inowrocław, — 
ul. Boznanita 80. Ausnahmsweiſe 


Gdańska 31. ſchaft ZWEITE Heirat zur Geite, 9751 an d. Geſchſt. d. Ztg. erb. 0 . Bei Sebrauchler Dampf- Geſundes, trockenes 
abends 8 / Uhr: 


Fr einn il Seielher 


ſcheut in all. Zweigen in der Nähe, am liebſten |60 Zoll. 8 od. 10 Schlag- 
Schauſpiel 


4372 


Tace akt, En = Einheirat! Buchhalter ein. Gutshaush.erfahr., Offert nue Saski been n gut „gehalten. Weien- L Suche ſofort eine 
r , ,, Stasi ya, sur Waſſermühle Esz; 
—— ' 5 Aufzügen 
tetet fih Gelegenheit, ſämtl. Steuerangel führliche Angenote an 6 ji ji | zu pachten, 5—10 Tonn, * 
Adm einu betraten in Oruna: Aoereipond, ulm, 1 1 oder Birtinftelle lelſchereigechalt Landwirtschaftliche „Gelten — — von Pete, 
Gesch Aufgabe des 12.—18000 315 fert. mit nn 085 beiden Aue chen Puls net OR 85 Zentraigenossenschaft fauft franto Witosław | Nr. 500 an L. Schreiber. Eintrittskarten 


chäfts. 8832| Bild unt. M. 9778an die B. 9824 a. d. Geſchäfts⸗ Offerten unter Ku N 1 0 a, SALĘ: Poznań, ul. 3 wie üblich. 
Diac Piakiowsti 18. Geschäfts. ö. Jette. erb. tante bleier Zeitung. Gesch. Dworcoma 54. om Die Beitung 


Serrihajt Lijstowo, | Jabłonowo, Pom. szo | 
pow. Wyrznjł. a ENGER 


